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“ Die Innenminister der SPD-re- 
- gierten Länder haben erste 
Schritte zur Vorbereitung eines 
neuen NPD-Verbotsverfahrens be- 
schlossen. Man werde ein Verbot der 
rechtsextremistischen Partei ernsthaft 
prüfen und in einer Arbeitsgruppe das 
erforderliche Material zusammentra- 
gen, sagte der schleswig-holsteinische 
Innenminister Ralf Stegner. Die Innen- 
minister der unionsregierten Länder 
seien eingeladen, sich an der Arbeits- 
gruppe zu beteiligen. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel äußerte sich jedoch 
skeptisch. „Sollten wir wieder erfolglos 
sein, wäre das genau das falsche Sig- 
nal“, sagte die CDU-Politikerin der 
„Jüdischen Allgemeinen Wochenzei- 
tung“. Das Problem des Rechtsextre- 
mismus sei nicht allein durch ein Par- 
teiverbot aus der Welt zu schaffen. 
Derweil sind die CDU-Innenminister 
der Länder in Sachen NPD-Verbot 
uneins. Der Koordinator der CDU-In- 
neminister, der hessische Innenminister 
Volker Bouffier, lehnt ein erneutes 
NPD-Verbotsverfahren ab. Dagegen 
bekräftigte der Schweriner Innenminis- 
ter Lorenz Caffier (CDU) gegenüber 
der Redaktion der Schweriner Volkszei- 
tung (SVZ) erneut die Notwendigkeit 
eines NPD-Verbots. Er werde unter den 
CDU-Innenministern für eine Verbots- 
initiative werben und habe dazu positi- 
ve Signale von Innenministerkollegen 
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> In vielen Städten wurde am Wochenende an 
> die Pogromnacht 1938 erinnert. Im Bild der 
= Flyer, mit dem die bayerische DGB-Jugend 
zu einer Gedenkveranstaltung in die KZ- 
Gedenkstätte Dachau einlud. 

In Prag hatten Neonazis zu einem Marsch 
durch das jüdische Viertel aufgerufen. Durch 
Proteste von Gegendemonstranten und star- 
ke Polizeipräsenz konnte der Aufmarsch ver- 
hindert werden. Erwa 300-400 Neonazis 
hatten sich eingefunden, darunter auch Neo- 
nazis aus Deutschland. Vor der Synagoge 
hatten sich allein 1000 Menschen versam- 
melt, um der Opfer der „Reichskristallnacht” 
zu gedenken. 


Bundesweite Diskussion 
um ein NPD-Verbot 


aus seiner Partei, berichtete die SVZ am 
2. November. Auch Thüringens Innen- 
minister Karl-Heinz Gasser (CDU) wür- 
de einen Verbotsantrag unterstützen. In 
den kommenden Wochen wollten die 
CDU-Innenminister der Länder über 
eine Verbotsinitiative beraten. Für Caf- 
fier sei die NPD eindeutig eine verfas- 
sungsfeindliche Partei. Bereits Mitte Ok- 
tober hatte er sich im Parlament mit den 
Worten geäußert, es sei Zeit zu handeln. 
Eine Arbeitsgruppe des Innenministeri- 
ums in Mecklenburg-Vorpommern unter- 
sucht derzeit Möglichkeiten und Aus- 
sichten eines Verbotsverfahrens. 

Entscheidend ist nach dem Scheitern 
des ersten Verbotsverfahrens, ob vor und 
während eines neuen Verfahrens V-Leute 
des Verfassungsschutzes in NPD-Gre- 
mien sitzen dürfen. Das Verfassungsge- 
richt hatte den ersten Verbotsversuch ab- 
gewiesen, weil sie nicht ausschließen 
wollten, dass die V-Leute für das Auftre- 
ten der NPD mitverantwortlich sind. 

Die Länderinnenminister aus den Rei- 
hen der SPD zeigten sich einig, „dass V- 
Leute in Vorständen der NPD nichts zu 
suchen haben“, wie der schleswig-hol- 
steinische Innenminister Stegner sagte. 
Die verfassungsfeindliche Haltung der 
NPD ergebe sich auch aus öffentlich zu- 
gänglichen Quellen. Man brauche in der 
NPD nur noch aus Gründen der Gefah- 
renabwehr V-Leute, sagte Stegner weiter. 
Die NPD mische sich mittlerweile mit 
den neonazistischen Kameradschaften. 
Der Innenminister von Rheinland-Pfalz, 
Karl-Peter Bruch, betonte, er habe „kein 


Problem damit, auf V-Leute in der NPD 
ganz zu verzichten“. In Berlin unterstützt 
Innenminister Körting ein NPD-Verbot 
nicht nur seit geraumer Zeit, sondern hat 
die V-Leute in seinem Land bereits aus 
der NPD abziehen lassen. 

Gleiches forderte die Linkspartei auch 
im Schweriner Landtag und in einer Er- 
klärung der Bundestagsabgeordneten der 
Linken Heidrun Bluhm. Im Streben nach 
einem Verbot der rechtsextremen NPD 
erwartet der SPD-Fraktionschef im 
Schweriner Landtag, Volker Schlotmann, 
dass der Bundesrat bis Mitte 2008 einen 
neuen Verbotsantrag auf den Weg bringt. 
Als Demokraten hätten wir die Pflicht, 
eine Partei zu verbieten, die unsere de- 
mokratische Grundordnung bekämpfe, 
sagte Schlotmann bereits Mitte Oktober 
in Schwerin. 

In der Länderkammer des Bundesrates 
gibt es derzeit weder eine deutliche 
Mehrheit für noch gegen ein Verbot der 
NPD. Neben Berlin, Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland- 
Pfalz und Schleswig-Holstein tritt auch 
das Land Bremen für ein NPD-Verbot 
ein, während Brandenburg in dieser Fra- 
ge gespalten ist. Brandenburgs Minister- 
präsident Platzeck votiert für ein Verbot 
der rechtsextremen NPD, Innenminister 
Schönbohm spricht sich hingegen gegen 
ein Verbot aus. Nun ist auch in der CDU 
eine Debatte der Innenminister um ein 
erneutes Verbotsverfahren gegen die 
NPD entbrannt — derzeit noch mit offe- 
nem Ausgang. 

Axel Holz, 5.11.2007 0 
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Frey lobt Zoglmann 


Bonn-BAD GODESBERG. Im Alter von 94 
Jahren ist im Oktober der langjährige 
CSU-Politiker Siegfried Zoglmann ver- 
storben. In einem Nachruf in der „Deut- 
schen Nationalzeitung“ (45-2007) lobt 
der Zeitungsherausgeber und DVU-Chef 
Gerhard Frey Zoglmann, zu dem er eine 
„lange freundschaftliche Beziehung“ ge- 
pflegt habe. Zoglmanns Vermächtnis lau- 
te, so Frey, „den Kampf für die deutsche 
Sache nie aufzugeben“. 

Zoglmanns Kampf für die „deutsche 
Sache“ begann in der Tschechoslowakei. 
Zoglmann war dort Ende der 20er Jahre 
führend in der sudetendeutschen Jugend- 
bewegung tätig. In den dreißiger Jahren 
wurde er HJ-Bannführer und Mitglied 
der NSDAP. 1939 Abteilungsleiter beim 
„Reichsprotektor Böhmen und Mähren“. 
1942 meldete er sich freiwillig zur Waf- 
fen-SS. Zuletzt war Zoglmann Kompa- 
nieführer bei einer Panzerdivision. Nach 
Ende des Krieges trat er der FDP bei und 
wurde Mitglied der „Sudetendeutschen 
Landsmannschaft“. 1949 ist Zoglmann 
Mitbegründer der völkischen sudeten- 
deutschen Gesinnungsgemeinschaft 
„Witiko-Bund“. Für die FDP zieht er in 
den Landtag und den Bundestag ein und 
wird zuletzt stellvertretender Vorsitzen- 
der der FDP-Bundestagsfraktion. 1970 
tritt er aus der FDP aus und gründet die 
„National-Liberale Aktion“ (NLA). Die 
NLA löste sich 1971 mit ihren wesentli- 
chen Teilen in der „Deutschen Union“ 
auf, deren Vorsitzender Zoglmann wird. 
Mitte der 70er Jahre tritt Zoglmann zur 
CSU über. Abgedruckt werden in dem 
Frey-Blatt auch Briefe, die Zoglmann an 
den DVU-Chef geschickt hatte. hma 


„Pro D” mit neuem 
Vorstand 


REMAGEN/KÖLN. Am 3. November fand 
in Remagen bei Bonn die zweite Bun- 
desversammlung der extrem rechten 
„Bürgerbewegung für Deutschland“ 
statt. Die — nach Veranstalterangaben — 
mehr als 200 Teilnehmer hörten dort u.a. 
einen Vortrag von Hilde de Lobel vom 
„Vlaams Belang“ über den Entwick- 
lungsweg der flämischen Nationalisten. 
Als „vorbildlich für Deutschland“ be- 
zeichnete Manfred Rouhs (42), alter und 
neuer Vorsitzender von „Pro Deutsch- 
land“, den Weg des „Vlaams Belang“. 
Dem ehemaligen Funktionär der „Jungen 
Nationaldemokraten“ als Stellvertreter 
zur Seite steht künftig Alfred Dagenbach 
(59) von „Pro Heilbronn“. Der ehemali- 
ge „Republikaner“-Funktionär sitzt noch 
heute im Stadtrat von Heilbronn. Bun- 
desschatzmeister bleibt Prof. Dr. Til- 
mann Reichelt (66) aus Bonn, 2005 noch 
beim extrem rechten „Akademiekreis“ 
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aktiv. Neue Schriftführerin wird die „Pro 
Köln“-Stadträtin Regina Wilden, Leser- 
briefschreiberin in der rechten Berliner 
Wochenzeitung „Junge Freiheit“. 

Zu Beisitzern im Vorstand wurden ge- 
wählt: Lars Seidensticker (34) von „Pro 
Hambühren“, Ex-,Republikaner“ Chris- 
tian Perbandt (46) aus Hannover, der 
ehemalige Marketingfachmann Fred 
Steininger (68) aus Heilbronn, Dr. Fried- 
rich Löffler aus Wesseling, der 2000 bei 
der neofaschistischen „Gesellschaft für 
freie Publizistik“ referiert hatte und „Pro 
München“-Aktivist Peter Werner. Letzte- 
rer gehörte früher dem nationalliberalen 
„Bund Freier Bürger“ an. Für „Auslands- 
kontakte“ verantwortlich ist künftig Mi- 
chael F. Kucherov (44) aus Köln. Der aus 
Wien stammende Diplom-Wirtschaftprü- 
fer lebte lange Zeit in den USA. Für sei- 
ne Übersetzungstätigkeiten wirbt Kuche- 
rov mit Anzeigen u.a. in der „Jungen 
Freiheit“. 

Über die Aktivitäten von „Pro Mün- 
chen“ berichtete auf der Versammlung 
Rüdiger Schrembs. Angeblich habe diese 
bereits mehr als 60 Informationsstände 
durchgeführt und eine sechsstellige Zahl 
an Flugblättern verteilt. Schrembs gehör- 
te noch im vergangenen Jahr dem Lan- 
desvorstand der bayrischen NPD an. 

„Pro Deutschland“-Chef Rouhs sieht 
in der Tatsache, dass im neuen Vorstand 
vier kommunale Mandatsträger aus drei 
Bundesländern vertreten sind, „noch lan- 
ge kein Mandat für eine bundesweite 
Kandidatur zu Wahlen“. In der „gegen- 
wärtigen Entwicklungsphase“ habe die 
„kommunalpolitische Aufbauarbeit Prio- 
rität“. Daraus könne aber „schnell mehr 
werden, wie das Beispiel unserer Freun- 
de und Bündnispartner in anderen euro- 
päischen Ländern gezeigt“ habe. 

hma U 


NPD lässt „bei Ausländern” 
drucken 


„Die NPD lässt ihr Parteiorgan ‚Deut- 
sche Stimme‘ nach wie vor im Ausland 
drucken“, so das sächsische Landesamt 
für Verfassungsschutz. Nach Informatio- 
nen des Inlanddienstes wird das Blatt 
nunmehr in Litauen hergestellt. Bereits 
vor zwei Jahren war bekannt geworden, 
dass die NPD ihre Zeitung in Polen pro- 
duzieren ließ. Die NPD hatte sich damals 
darauf berufen, dass kein Unternehmen 
in Deutschland ihre Publikation drucken 
wollte. Mittlerweile habe sie sich einen 
neuen Geschäftspartner in der lIi- 
tauischen Hauptstadt Vilnius gesucht. 
Die NPD stellt sich laut Verfassungs- 
schutz damit in Widerspruch zu einem 
ihrer zentralen Slogans: «Arbeitsplätze 
zuerst für Deutsche». Dabei agitiere die 
Partei gegen die Globalisierung und po- 


lemisiere gegen „Lohndrücker“ aus Ost- 
europa, hieß es. Dem Verfassungsschutz 
sind auch in Deutschland Druckereien 
bekannt, die rechtsextremistisches Mate- 
rial herstellen, was bedauerlich genug 
ist. Die Verlagsgesellschaft Deutsche 
Stimme, die von Funktionären der NPD 
geführt wird, vertreibt über das Internet 
zudem Tonträger, Videos, Publikationen 
und Skinheadartikel. Der Jahresumsatz 
soll nach Verlagsangaben 1,4 Millionen 
Euro betragen. kun 0 


Arbeitskreis Antifaschismus 
bei ver.di Nord gebildet 


Etwa 20 Aktivisten waren am 27. Okto- 
ber 2007 der Einladung von Ernst Heil- 
mann gefolgt, um bei ver.di Nord einen 
Arbeitskreis Antifaschismus — Antiras- 
sismus zu gründen. Zusammen mit Tors- 
ten Schäfer vom Regionalzentrum für 
demokratische Kultur in Stralsund mo- 
derierte Kollege Heilmann die Gewerk- 
schaftsveranstaltung. Torsten Schäfer in- 
formierte auch gleich über die Struktur 
und Aufgaben der fünf in Mecklenburg- 
Vorpommern neu gebildeten Regional- 
zentren, die aus Bundes- und Landesmit- 
teln finanziert werden. Neben den zwan- 
zig Personalstellen stehen weitere erheb- 
liche finanzielle Mittel zur Auseinander- 
setzung mit rechtsradikalen Vorurteilen 
und zur Stärkung einer demokratischen 
Kultur bereit. Schwerpunkte der Bespre- 
chung waren neben der Vorstellung der 
Regionalzentren in Mecklenburg-Vor- 
pommern auch Informationen über die 
Xenos-Projekte und die Erläuterung der 
NPD-Verbotskampagne durch die VVN- 
BdA. 

Die Vertreter verschiedener Initiativen 
aus Mecklenburg-Vorpommern und 
Schleswig-Holstein tauschten ihre Erfah- 
rungen im Umgang mit Rechtsextremis- 
mus aus. Sowohl die regionalen Aktivitä- 
ten der NPD und Kameradschaften als 
auch die regionalen Gegenstrukturen 
wurden vorgestellt. In Zukunft soll der 
vierteljährliche Austausch dieser Infor- 
mationen die antifaschistische Arbeit 
verschiedener Initiativen unterstützen 
und antirassistisches Verhalten unter den 
verdi-Mitgliedern stärken. Ziel ist, es die 
regionalen Initiativen zu vernetzen, die 
antifaschistische Arbeit im Internet zu 
verbessern und die Öffentlichkeitsarbeit 
zu qualifizieren. Axel Holz M 


Keine Ruhe für die NPD 


PoTspam. Brandenburg will jetzt einem 
Beispiel aus dem sächsischen Dresden 
folgen. Dort hat ein couragierter Hotelier 
vor vier Wochen zwei NPD-Funktionäre 
zu unerwünschten Personen erklärt, de- 
ren Buchungen storniert und dafür jede 
Menge öffentlichen Zuspruch erhalten. 
Dieses Vorgehen findet der Präsident des 
Hotel- und Gaststättenverbandes in 


Brandenburg, Thomas Badstübner, 
durchaus nachahmenswert. „Das wäre 
auch bei uns im Gastgewerbe wün- 
schenswert“, sagte Badstübner der Mär- 
kischen Allgemeinen. Der Verband ver- 
tritt 1300 Hotels, Gaststätten und Beher- 
bergungseinrichtungen. 

In Dresden wollten der NPD-Frakti- 
onschef im Landtag, Holger Apfel, und 
dessen Stellvertreter, Alexander Delle, 
im Holiday Inn zwei Zimmer buchen. 
Sie reservierten über die Internetseite ho- 
tel.de. Wenig später erhielten sie Post 
vom Geschäftsführer des Holiday Inn, 
Johannes H. Lohmeyer. „Wir sind eini- 
germaßen erstaunt, dass Sie ausgerech- 
net ein amerikanisches Hotelunterneh- 
men mit ausländisch klingendem Namen 
bevorzugen“, schreibt Lohmeyer in ei- 
nem offenen Brief (Die AN berichteten 
in ihrer letzen Ausgabe). 

Falls die NPD-Funktionäre trotzdem 
auf Übernachtung bestünden oder die 
Buchung aus vertraglichen Gründen 
nicht storniert werden kann, ließ sich der 
Hotelchef noch etwas Besonderes einfal- 
len. Er wies beide darauf hin, dass er die 
in seinem Hause getätigten Umsätze un- 
mittelbar als Spende an die Dresdner Sy- 
nagoge weiterleiten werde: „Betrachten 
Sie dies als kleinen Beitrag der Wieder- 
gutmachung für die Schäden, die Ihre da- 
maligen Gesinnungsgenossen der Syna- 
goge und vor allem ihren früheren Besu- 
chern zugefügt haben.“ 

Die Reaktionen auf diesen Brief sind 
enorm. Lohmeyer hat über 2000 Mails 
erhalten. Wie inzwischen bekannt wurde, 
haben Apfel und Delle auf Übernachtung 
in dem Hotel in Dresden verzichtet. 

kun 


Neonazi-Ausflug an Aller- 
heiligen zum Röhmgrab 


München. 2.11.07. Zum 1. November 
2007 mobilisierten Neonazis verschiede- 
ner Spektren in ganz Bayern konspirativ 
zu einem „historischen Stadtrundgang“ 
durch München. Trotz oder wegen der an- 
schließenden „Gedenkfeier“ für den SA- 
Stabschef Ernst Röhm blieb das Interesse 
gering. 

Lediglich ein gutes Dutzend angereis- 
ter Neonazis beteiligte sich am „histori- 
schen Stadtrundgang durch München mit 
dem Themenschwerpunkt Kampf- und 
Regierungszeit des Nationalsozialismus 
in München“. Die TeilnehmerInnen 
stammten überwiegend aus den Reihen 
der „Nationalen Sozialisten Oberland“ 
und sog. „Autonomer Nationalisten“. 

Spaziert wurde unter anderem zum Kö- 
nigsplatz, zentraler Platz nationalsozialis- 
tischer Inszenierungen und ab 1935 als 
kultisches Zentrum der NS-Bewegung 
umgestaltet. In seiner Nähe wurden zahl- 
reiche Überbleibsel des ehemals aus über 
50 Gebäuden bestehenden NS-,Partei- 
viertels“ besucht, u. a. die derzeit freige- 


legten Kellerwände des ehemaligen Palais 
Barlow. Ab 1930 wurde das von der 
NSDAP erworbene Haus nach Hitlers ei- 
genen Vorstellungen zur repräsentativen 
Parteizentrale „Braunes Haus“ umgestal- 
tet. Hier befanden sich die Büros ver- 
schiedener NSDAP-Parteiorganisationen 
und hochrangiger NS-Kader, u.a. von Ru- 
dolf Heß. Auf dem neonazistischen Aller- 
heiligen-Programm standen auch der 
„Führerbau“ an der Arcisstraße, der „Ver- 
waltungsbau der NSDAP“, die ehemalige 
„Oberste SA-Führung‘“, die Reste der sog. 
„Ehrentempel“ für die beim Hitlerputsch 
1923 ums Leben gekommenen, der Ode- 
onsplatz und der außerhalb gelegene ehe- 
malige „Adolf-Hitler-Platz“. 

Am Nachmittag zeigte sich dann deut- 
lich, dass es beim „historischen Stadtspa- 
ziergang“ nicht um irgendeine Form his- 
torischer Bildung ging, sondern um eine 
Verherrlichung des Nationalsozialismus. 
In Zweierreihen formierten sich die Neo- 


nazis auf dem Münchner Westfriedhof 
und zogen mit schwarzen Fahnen zum 
Grab des im November vor 120 Jahren in 
München geborenen Ernst Röhm. Röhm, 
langjähriger SA-Führer und ehemaliger 
Duz-Freund Adolf Hitlers wurde am 1. 
Juli 1934 im Auftrag Hitlers wegen an- 
geblicher Putschpläne erschossen. Seit 
Michael Kühnens „Gesinnungsgemein- 
schaft der Neuen Front“ (GdNF) sehen 
sich zahlreiche neonazistische Kamerad- 
schaften jedoch trotzdem gern in der Tra- 
dition von Röhm und dessen „Sturm-Ab- 
teilung“. 

Liedtextblätter für die drei Strophen 
des „Deutschlandlieds“ wurden an die 
Teilnehmer (unter ihnen auch die bekann- 
ten Aktivisten Wolfgang Dambach und 
Mike Nwaiser) ausgeteilt. Philipp Hassel- 
bach (ehemals „Freier Widerstand Süd- 
deutschland“, München) hatte eigentlich 
eine Rede vorbereitet. Die „Trauernden“ 
fühlten sich jedoch durch Journalisten 
provoziert und brachen, nachdem auch 
noch die Friedhofsverwaltung aktiv wur- 
de, das „Gedenken“ ab. 

Robert Andreasch/ 
http://www.aida-archiv.de/ I 


Polizei führt Schlag gegen 
rechte Szene 


BAD LAUTERBERG. Das Bundeskriminal- 
amt (BKA) hat am 31.10.07 einen Schlag 
gegen die Herstellung und Verbreitung 
von Musik mit rechtsextremistischen In- 
halten geführt. 100 Beamte des BKA, der 
Bundespolizei und der Landeskriminal- 
ämter in Niedersachsen und Thüringen 
durchsuchten die Wohnungen mehrerer 
führender Protagonisten der rechten Mu- 
sikszene. Ein Objekt war das Wohnhaus 
des bereits mehrmals verurteilten NPD- 
Bundesvorstandsmitglieds und Anführers 
der sogenannten Kameradschaften, 
Thorsten Heise, in Fretterode im thüringi- 
schen Eichsfeld. Dort wurden neben den 
Exemplaren der CD’s (in vierstelliger 
Zahl), die am Frankfurter Flughafen ent- 
deckt worden waren, auch drei Waffen si- 
cher gestellt, jetzt wird geprüft, ob zumin- 
dest die eine Waffe gegen das Kriegswaf- 
. fenkontrollgesetz verstößt. 
/7 Außerdem durchsuchten 
; rund 30 Polizisten das Ge- 
bäude eine Ehepaares in 
Bad Lauterberg. Die beiden 
Eheleute gehören zu den 
bekanntesten Liederma- 
chern der rechten Szene. 
Bei Heise, der einen Inter- 
netversandhandel betreibt, 
hätten die Ermittler unter 
anderem einen Computer 
sichergestellt, teilte eine 
i Sprecherin der Staatsan- 
; waltschaft Frankfurt mit. 

Die Frankfurter Strafver- 


1. November 2007, Westfriedhof: Mike Nwaiser (li.) und Philipp Has- folgungsbehörde ist zu- 
selbach mit anderen Neonazis am Grab von Ernst Röhm (Foto: SA) 


ständig, weil die CDs 
am Frankfurter Flugha- 
fen entdeckt worden waren. In einem fol- 
genden Artikel in der „Hannoverschen 
Allgemeinen Zeitung“ zu den Durchsu- 
chungen wird berichtet: „Ein gewalttäti- 
ger, einschlägig vorbestrafter Neonazi- 
Führer besitzt Kriegswaffen — Verfas- 
sungsschutz und Polizei beunruhigt das 
aber nicht. Auch Innenminister Schüne- 
mann (CDU) sieht keinen Grund, beson- 
ders aufgeschreckt zu sein, dass bei dem 
NPD-Bundesvorstandsmitglied Thorsten 
Heise ein zerlegtes Maschinengewehr und 
eine Maschinenpistole entdeckt worden 
sind. Schünemann: ‚Viele Rechtsextre- 
misten haben eine hohe Affinität zu Waf- 
fen‘ und ‚ob und inwieweit sie diese 
Waffen allerdings zum politischen 
Kampf einsetzen, müssen Ermittlungen 
zeigen‘. Schon früher seien bei Neonzis 
vereinzelt verbotene Waffen gefunden 
worden. Es gebe auch hin und wieder il- 
legale Übungen mit scharfen Waffen, 
aber eine Bewaffnung der rechtsextre- 
mistischen Szene sei nicht erkennbar, sa- 
gen Experten des Verfassungsschutzes.“ 
Quelle: „Hannoversche Allgemeine Zei- 

tung“ vom 25.10.07, 30.10., 6.11., 

7.11.07, Zusammenstellung bee 
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München: rassistische „Bürgerinitiative 
Ausländerstop” verteilt CDs an Schulen 


6.11.2007. Die NPD-dominierte 
„Bürgerinitiative Ausländerstop 
München“ (BIA) hat begonnen, 
eine Münchner Version der NPD- 
Schulhof-CD (,Der Schrecken aller 
linken Lehrer!“) in München zu ver- 
teilen. Erste Exemplare wurden be- 
reits Ende Oktober an Infoständen auf 
dem Münchner Stachus abgegeben. 
Mittlerweile taucht die BIA, die im 
März 2008 bei der Münchner Kom- 
munalwahl anzutreten plant, mit den 
CDs vor Schulen in München auf, z. B. 
beim Luisengymnasium. 


Die „Bürgerinitiative Ausländerstop“ um 
Karl Richter (wegen Volksverhetzung 
verurteilter Mitarbeiter der sächsischen 
NPD-Landtagsfraktion), Norman Bordin 
(wegen Körperverletzung verurteilter 
Kameradschaftsaktivist und Vize-Bun- 
desvorsitzender der „Jungen Nationalde- 
mokraten“) und Roland Wuttke (wegen 
Volksverhetzung verurteilter NPD-Vize- 
Landesvorsitzender) hat dazu die letzte 
Version der bundesweiten NPD-Schul- 
hof-CD für den Münchner Wahlkampf in 
Cover und beiliegendem Comic umar- 
beiten lassen. Deutlich kommt dabei der 
Antisemitismus der BIA-Aktivisten zum 
Vorschein: Auf dem Titel ist nun noch 
zusätzlich „Garantiert ohne ‚Tagebuch 
der Anne Frank‘!“ (man beachte die An- 
führungszeichen) aufgedruckt. Karl 
Richter (München/Dresden), Norman 
Bordin (Ottobrunn) und junge Neonazis 
organisierten in den letzten Tagen mehr- 
fach Verteilaktionen von BIA-Propagan- 
damaterial im Stadtgebiet. Jugendliche 
berichten mittlerweile von Übergriffen 
bei einer CD-Verteilaktion in Fürsten- 
ried, wobei hier eine Verantwortlichkeit 
der „Bürgerinitiative Ausländerstop“ 
nicht geklärt ist. 

Schon das erste „Lied“ auf der CD 
strotzt nur so vor geschichtsrevisionisti- 
scher Hetze und Gewaltfantasien. Der 
aus Amberg stammende niedersächsi- 
sche Neonazi-,Liedermacher“ Michael 
Müller singt in „Widerstand“ von „ge- 
fälschten Geschichtsbüchern“ und einem 
„umerzogenen Volk“ und droht seinen 
GegnerlInnen: „Euch erwartet ein Tribu- 
nal“, „sie werden bezahlen für den Ver- 
rat“. 

Erst letzte Woche wurde das Haus des 
NPD-Landtagswahl-Kandidaten Müller 
von der Polizei im Rahmen eines Ermitt- 
lungsverfahrens um die illegale hessi- 
sche Neonazi-CD „Kommando Freisler — 
Geheime Reichssache“ durchsucht. 

Die alte revisionistische Lüge, nicht 
Deutschland habe den Zweiten Weltkrieg 
begonnen und als Angriffskrieg geführt, 
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wird auf der „echten Münchner Schul- 
hof-CD“ dann im neu eingespielten Lied 
„Europa, Jugend Revolution“ der Esslin- 
ger Neonazikapelle „Carpe Diem“ erneut 
aufgewärmt. Die Band „Faustrecht“ aus 
dem Allgäu, die bei fast jedem europäi- 
schen Festival der in Deutschland verbo- 
tenen internationalen Neonaziorganisati- 
on „Blood & Honour“ auftritt (zuletzt 
am 27.10.2007 in Belgien), steuert mit 
„Die Macht des Kapitals“ einen beson- 
ders üblen Song bei: Vordergründig an 
eine Kapitalismuskritik erinnernd, ist der 
Liedtext doch voll mit antisemitischen 
Stereotypen („verschlagen raffiniert“, 
„getrieben von Habgier‘) und wiederholt 
die schon im Nationalsozialismus gängi- 
ge und extrem antisemitisch aufgeladene 
Propaganda von personalisierten, feindli- 
chen Kapitalisten außerhalb der „Deut- 
schen Volksgemeinschaft“. Eine angebli- 
che, skrupellose Personengruppe im Be- 
reich des Finanzwesens wird dann einem 
guten, deutschen, arbeitenden Kapital 
gegenüberstellt. 

Subtil wird in „Nordwinds“ „leb Dein 
Leben“ eine dennoch klare Kampfansage 
gegen die Demokratie transportiert: Zu 
den Gewinnern gehöre angeblich nur, 
wer sich „nicht von Blinden führen“ und 
auch „nicht von geistig Kranken kontrol- 
lieren“ lässt. Ausgerechnet Neonazis, die 
wie keine andere Gruppe Menschen an 
politischer Partizipation hindern und 
Meinungsfreiheit brutal unterdrückten 
und unterdrücken, stellen sich derzeit 
gern als „Opfer“ von angeblicher „Un- 
terdrückung“ dar und beklagen allen 
Ernstes eine „fehlende Meinungsfrei- 
heit“ für die Verbreitung ihrer verbreche- 
rischen Ideologie . So auch auf der 
Münchner „Schulhof-CD“ im Lied „Ver- 
bietet nur“ der Gruppe „Funkenflug“. 

Eine unverhohlene Gewaltdrohung 
präsentiert die „Bürgerinitiative Auslän- 
derstop München“ dann mit dem Lied 
„Wer Wahrheit spricht, verliert“ der 
Reutlinger Neonaziband „Noie Werte“. 
Mit den Textzeilen „Ich kenne deinen 
Namen, ich kenne dein Gesicht, Du bist 


die Faust nicht wert, die deine Nase 
bricht!“ kokettiert der „Noie Werte“- 
Sänger und Rechtsanwalt Steffen Ham- 
mer - in juristisch offenbar unangreifba- 
rer Weise — mit einem aggressiven Vor- 
gehen gegen JournalistInnen. „Fremde 
sind das Salz in der Suppe... aber wer 
will schon eine versalzene Suppe?“ wird 
in der der CD beiliegenden Vorstellung 
des BIA-Vorsitzenden und -Spitzenkan- 
didaten Karl Richter rassistisch gehetzt. 
Spießig ausländerfeindlich wird es zum 
Schluss (vor dem „Deutschlandlied“ in 
allen drei Strophen) dann auch auf der 
BIA-Schulhof-CD mit Annett Müller 
geb. Moeck, der Ehefrau des Neonazi- 
Liedermachers Michael Müller: In „Es 
ist Zeit zu rebellieren“ wird suggeriert, 
dass die Deutschen bewusst vernachläs- 
sigt würden und dass es zu einer „Vermi- 
schung pur“ komme. Damit tritt am Ende 
des Liedes deutlich sichtbar der rassisti- 
sche Charakter hervor, den die „Bürger- 
initiative Ausländerstop“ ja allein schon 
durch ihre Namenswahl betont. 
http://www.aida-archiv.de/ 


a.i.d.a.-Fortbildungs 
angebot zur BIA/NPD- 


“Schulhof-CD”: 

Die MitarbeiterInnen und ReferentIn- 
nen der antifaschistischen Informati- 
ons-, Dokumentations- und Archivstel- 
le München (a.i.d.a.-Archiv e. V.) bie- 
ten auf Anfrage Fortbildungsveranstal- 
tungen für SchülerInnen, LehrerInnen, 
Eltern und MultiplikatorInnen zu allen 
Bereichen des Themenkomplexes rech- 
ter Musik und neonazistischer Rekru- 
tierungsstrategien (vor allem bei Ju- 
gendlichen) an. Hintergrund und Inhalt 
der sog. „Schulhof-CDs“ sowie Tips 
und Erfahrungen mit Gegenmaßnah- 
men können gern im Rahmen individu- 
ell zusammengestellter Workshops und 
Vorträge vermittelt werden. 


Gansäuer prüft Anzeige gegen Molau 


HANNOVER. Landtagspräsident Gansäuer (CDU) prüft eine Strafanzeige gegen 
den NPD-Spitzenkandidaten für die Landtagswahl, Andreas Molau. Molau hatte 
das am 27/28.10. eröffnete Dokumentationszentrum im ehemaligen Konzentrati- 
onslager Bergen-Belsen als „identitätszerstörende Erinnerungsstätte“ bezeichnet, 
in die fortan Schülerinnen und Schüler „zwangsverschleppt“ werden sollten. Für 
die Gedenkstätte seien enorme Summen verschleudert‘“ worden, um eine „schädli- 
che Gedenkkultur in Niedersachsen zu verstärken“. Gansäuer nannte diese Äuße- 
rung gestern „jenseits des Erträglichen“. Es müsse geprüft werden, ob sie strafbar 


seien. Er forderte alle Parteien auf, sich für ein NPD-Verbot einzusetzen. 


bee 


Die  türkisch-rechtsnationalisti- 
schen „Grauen Wölfe” machen 
wieder von sich reden. Spätestens seit 
den jüngsten Bestrebungen der türki- 
schen Regierung in der kurdischen Au- 
tonomieregion im Nordirak militärisch 
einzumarschieren, um gegen die PKK 
vorzugehen, treten auch rechtsexitre- 
me türkische Vereinigungen in bundes- 
deutschen Städten vermehrt öffentlich 
auf und machen mobil. Die Welle der 
Gewalt hat mit den konfliktträchtigen 
Aktionen vor kurdischen und türki- 
schen Einrichtungen in Berlin, Köln, 
Duisburg und anderen Städten eine 
neue Dimension erreicht. 


Doch der Aufschwung der „Grauen Wöl- 
fe“, die in der Türkei unter dem Namen 
„Nationalistische Bewegungspartei” 
(MHP) und „Große Einheitspartei“ 
(BBP) bekannt sind, beschränkt sich 
nicht allein darauf. Zumal der jüngste 
Wahlerfolg der ultra-nationalistischen 
MHP in der Türkei eine neue Dynamik 
erzeugt hat. Profitiert haben die „Grauen 
Wölfe“ von der seitens der Regierung 
wie der kemalistischen Elite hochstili- 
sierten Nationalismuswelle, die sie zur 
drittstärksten Kraft avancieren ließ. 

Der Einfluss türkisch-rechtsextremer 
Organisationen sowie ihrer Netzwerke 
ist seit Mitte der 1990er auch in Deutsch- 
land enorm gestiegen. Mehr als 350 Ver- 
eine und Gemeinden sind entstanden, die 
überall als Selbsthilfestrukturen Einfluss 
auf das soziale Leben von Türken haben. 

Der Einfluss der ethnisch-rechtsextre- 
men Bewegungen kann nicht allein mit 
bundesdeutschen Rahmenbedingungen 
erklärt werden. Diese Strukturen sind zu- 
gleich von einer politischen Linie oder 
Ideologie geprägt, die im Mutterland be- 
stimmt wird. Die praktischen Erfahrun- 
gen zeigen, dass die sozialen und politi- 
schen Entwicklungen in der Türkei die 
politische Orientierung, die Haltung und 
die Ausrichtung der türkischen Bevölke- 
rung in Deutschland stark beeinflussen. 
Herausgebildet haben sich hier drei 
rechtsnationalistische Dachverbände: 
Türk Federasyon (Föderation der Idealis- 
tenvereine in Europa, ADÜDTF), ATIB 
(Türkisch-Islamische Union Europa) und 
die ANF (Föderation der Weltordnung in 
Europa). Alle diese Verbände bekennen 
sich heute zu den Wurzeln des Grauen 
Wolfes. 

Mit erheblicher Unterstützung Nazi- 
Deutschlands florierte in der Geschichte 
Ende der 1930er Jahre der Pan-Turanis- 
mus (Vorreiter der türkischen Rechtsex- 
tremen) erneut. Nazideutschland ver- 
suchte damals die Türkei an sich zu bin- 
den und nutzte dabei die panturanistische 
Bewegung. Zeitschriften wie Bozkurt 
(Grauer Wolf), die von Nazi-Deutsch- 
land finanziert wurde, unterstützten den 
Panturanismus. Als Gegenleistung soll- 
ten die Turanisten die Türkei an der Seite 


Die Grauen Wölfe im 


Aufwind 


Was steht hinter der Mobilmachung in Deutschland? 


des deutschen Faschismus in den Zwei- 
ten Weltkrieg führen. Zahlreiche Tur- 
anisten kämpften auf der Seite Deutsch- 
lands in Jugoslawien. 

Anfang der 1960er Jahre begann ein 
neuer Aufschwung, und es wurden im 
ganzen Land „Antikommunistische 
Kampfvereine“ als Vorläufer der MHP 
gegründet. Oberst Alparslan Türkes, der 
inzwischen verstorbene Führer der türki- 
schen Neofaschisten, beteiligte sich mit 
weiteren zehn Offizieren zunächst an der 
CKMP („Republikanisch-nationale Bau- 
ernpartei‘“), die 1969 in MHP umbenannt 
wurde. 1968 wurden die ersten rechtsex- 


> die antidemokratische Grundhaltung, 
die eine vielfältige Propaganda gegen 
Linke, Sozialisten, Kommunisten und 
Gewerkschaften, aber auch gegen demo- 
kratische Institutionen in den Mittel- 
punkt stellt; 

D auf den Islam in seiner Rolle für die 
Konstituierung des so genannten Türken- 
tums; 

D auf die Türkisch-Islamische Synthese 
(Türk Islam Sentezi) als Gegenpol zum 
Einfluss linker Ideen, welche die Vorstel- 
lung von der Untrennbarkeit von tür- 
kisch-nationalen und islamischen Be- 
standteilen als Kernelement sieht; 


Demonstration in Mannheim am 3. November: Die Demonstration richtete sich vor allem gegen 
den „Terror der PKK“, wie die Transparente zeigen. In unverhohlener nationalistischer Stim- 
mung wurde der Einmarsch der Türkei in den Nord-irak gefordert. 


tremen Kommandolager in der Türkei 
gegründet, in denen ehemalige Offiziere 
Jugendliche militärisch und ideologisch 
ausbildeten. 

Der „Graue Wolf“ stützt sich dabei auf 
einen Mythos der Göktürken, in der die- 
ser als legendäres Tier angesehen wird, 
das die türkischen Stämme vor der Un- 
terjochung des Feindes gerettet und es 
von China nach Kleinasien geführt habe. 
Für den gegenwärtigen türkischen 
Rechtsextremismus symbolisiert der 
„Graue Wolf“ die Militanz einer politi- 
schen Bewegung. 

Die rechtsextreme Bewegung in der 
Türkei stützt sich ideologisch auf ein 
Konglomerat von verschiedenen nationa- 
listischen und islamistischen Diskursen: 
D auf den idealistischen Nationalismus 
(Ülkücülük), der einen ausgeprägten 
„Rassismus“ gegenüber allen nicht-tür- 
kischen Bevölkerungsteilen, insbesonde- 
re gegen die Minoritäten im eigenen 
Land beinhaltet; 


> auf die Neun-Strahlen Doktrin des 
MHP-Führers Türkes, der damit den 
Weg zur nationalistischen Türkei prokla- 
mierte und die Autorität des Führers fes- 
tigte, 

B und nicht zuletzt auf die in Deutsch- 
land propagierte Kernideologie des Eu- 
ropäischen Türkentums (Avrupa Türkcü- 
lügü), die als Sammelbegriff für die tür- 
kisch-nationalistische Identität in Europa 
benutzt wird. 

Damit werden die Migranten ange- 
sprochen, die zwar ihren Lebensmittel- 
punkt in Europa haben, aber dennoch 
ihre türkisch-nationalistische Identität 
weiter verbreiten und für türkisch-natio- 
nalistische Interessen mobil gemacht 
werden sollen. Politisch sollen dadurch 
die Bindungen an die nationalen Werte, 
Tugenden und Institutionen der Türkei 
gestärkt und in den europäischen Auf- 
nahmeländern das Mobilisierungspoten- 
zial für eine starke türkisch-nationale 
Lobby stabilisiert werden. 
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Droht ein türkisch-kurdischer 
Konflikt? 


Das verstärkte Auftreten nationalistisch- 
rechtsextremer und ultra-kemalistischer 
Bewegungen sowohl in der Türkei als 
auch in Deutschland korreliert zweifels- 
ohne auch mit der Entwicklung des Kon- 
flikts um die Kurdenfrage. So hat das 
Kurdenproblem in der Türkei nach den 
90er Jahren nahezu eine nationalistische 
„Ekstase“ hervorgerufen. 

Dabei geht es nicht nur um die Frage 
der „Kriegshysterie“ gegenüber dem so 
genannten Separatismus, sondern auch 
um die Neubelebung einer chronischen 
Existenzangst des türkischen Staates 
bzw. des türkischen Nationalismus. 

Die Realität, dass im Nachbarland Irak 
kurdisch-autonome Strukturen aufgebaut 
werden und im türkischen Parlament die 
pro-kurdische DTP (Demokratische Ge- 
sellschaftspartei) Fraktionsstärke hat, 
nimmt die Türkei als Bedrohung wahr. 
Vor allem die von Tayyip Erdogan, dem 
islamischen Regierungspräsidenten der 
AKP angestrebte EU-Mitgliedschaft der 
Türkei wird sowohl von den Ultranatio- 
nalisten, der kemalistischen Elite als 
auch den Linksnationalisten als Vater- 
landsverrat angeprangert. 

Diese Angst hat vor allem ihre Wurzeln 
in der Vorphase der Republikgründung. 
Durch die gesamte Geschichte hindurch 
wurde immer wieder das Syndrom der 


„Wie gewonnen, so zerronnen‘“, be- 

sagt ein Sprichwort. So erging es in 

den letzten Tagen den Rechtsextre- 
men im Europäischen Parlament: Ihre 
„schöne“ gemeinsame Fraktion, ihr ganzer 
Stolz seit ihrem Zustandekommen im Ja- 
nuar 2007, steht kurz vor dem Auseinan- 
derbrechen. Letztendlich scheinen die Wi- 
dersprüche, die aus dem Nationalismus 
der Repräsentanten der rassistischen und 
ultrachauvinistischen Parteien ihrer jewei- 
ligen Länder erwuchsen, doch stärker als 
das Gemeinsame gewesen zu sein. Zwar 
bestehen zwischen diesen politischen 
Kräfte erhebliche Gemeinsamkeiten in der 
Frontstellung gegen alle außereuropäi- 
schen Immigranten und gegen „den Is- 
lam“, für die Mehrheit der betreffenden 
Parteien (obgleich nicht für alle) auch in 
antjüdischen Verschwörungstheorien. 
Aber das Pech für die „Identitätsverteidi- 
ger“ besteht darin, dass nicht alle Einwan- 
derer in der Staaten der EU außereuropäi- 
schen Ursprungs sind. Doch der Reihe 
nach... 

Unter dem Titel „Identität, Tradition, 
Souveränität “ (ITS) und unter dem Vorsitz 
des französischen rechtsextremen Politi- 
kers Bruno Gollnisch vom Front National 
stehend, fasste die gemeinsame Fraktion 
u.a. Vertreter aus Frankreich, Belgien/Fla- 
men, Italien (u.a. mit der Traditionsfa- 
schistin Alessandra Mussolini), Österreich 
(mit Andreas Mölzer als einzigem FPÖ- 
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Angst vor der Separatismusgefahr repro- 
duziert, welche heute das Rückgrat des 
türkischen Staatsnationalismus bildet. 

Gerade durch den aktuellen Konflikt- 
import der politischen Auseinanderset- 
zungen um die kurdische Frage in der 
Türkei und im Nordirak entsteht einer- 
seits für türkisch-rechtsextreme Organi- 
sationen und andererseits für ultra-kema- 
listische Einrichtungen ein neuer Auf- 
wind für die Mobilisierung des „Euro- 
päischen Türkentums“. 

Nun wird in ganz Deutschland zu 
künstlichen Demonstrationen aufgeru- 
fen. Nach türkischem Vorbild ziehen De- 
monstranten durch bundesdeutsche Städ- 
te, verdammen die PKK und auch die 
Kurden. In manchen Großstädten wird 


sogar zu Hetzjagden gegen Kurden und 
ihre Einrichtungen aufgerufen und somit 
ein kurdisch-türkischer Konflikt konstru- 
iert. 

Den Grundbaustein für diese Mobili- 
sierung bilden dabei zweifelsfrei die po- 
litischen Gegebenheiten im so genannten 
Heimatland im Prisma der politischen 
Propaganda aus der Türkei und der Be- 
richterstattung der türkischen Medien 
und Fernsehkanäle, die tagtäglich über 
Satellit zu empfangen sind. 

Wäre die Interessenlage der Menschen 
mit Migrationshintergrund aus der Tür- 
kei und anderswo hier in Deutschland 
der Maßstab, dann würde sehr rasch die 
Solidarität an die Stelle der Konfrontati- 
on treten. Kemal Bozay I 
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Streit zwischen Italienern und Rumänen: Die rechtsex- 
treme Fraktion im Europaparlament zerlegt sich selbst 


Abgeordneten im EP), Bulgarien und Ru- 
mänien zusammen. Dank des EU-Beitritts 
Rumäniens und Bulgariens zum 1. Januar 
2007 konnten die Neofaschisten die erfor- 
derliche Anzahl von über 19 Abgeordne- 
ten für die Erringung des Fraktionsstatus 
erreichen. (AN berichtete.) 

Und nun sind es just die rumänischen 
Rechtsextremen, dank deren Ankunft die 
gemeinsame Fraktion (mit dem entspre- 
chenden Status ausgestattet) erst möglich 
wurde und die immerhin 5 Abgeordnete 
im EP stellen, die unmittelbar ihren Aus- 
zug aus der Fraktion planen. Was war pas- 
siert? In den letzten 14 Tagen fanden in 
Italien massive polizeiliche Maßnahmen, 
aber auch „Vergeltungsaktionen“ von auf- 
gehetzten Teilen bzw. Rändern der Gesell- 
schaft gegen Einwanderer aus Rumänien 
statt. Voraus ging die Ermordung einer ita- 
lienischen Hausfrau durch einen Kriminel- 
len, der sich als ein Rom aus Rumänien 
herausstellte. Nach dem Prinzip der 
(grundsätzlich rechtsstaatswidrigen) Kol- 
lektivhaftung vorgehend, kündigte die ita- 
lienische Mitte-Links-Regierung die Ab- 
schiebung aller sich illegal in Italien auf- 
haltenden Rumänen - trotz neu errungener 
EU-Staatsbürgerschaft benötigen diese ab 
einer Dauer von drei Monaten einen gülti- 


gen Aufenthaltstitel und -grund — und den 
Abbau der von rumänischen Roma errich- 
teten Barackenlager an. (Der linke Flügel 
der Regierungskoalition protestiert dage- 
gen.) Bei rassistisch grundierten Aus- 
schreitungen wurde zudem ein rumäni- 
sches Lebensmittelgeschäft vollständig 
ausgebrannt. 

Die EP-Abgeordnete Alessandra Mus- 
solini äußerte sich daraufhin generell ab- 
schätzig über rumänische Immigranten in 
Italien. Woraufhin wiederum die vor Wut 
fauchenden Parlamentarier der rechtsex- 
tremen „Großrumänienpartei“ PRM sich 
schützend vor ihre beleidigten Landsleute 
stellten. Oder, präziser: Die rumänischen 
Ultranationalisten haben zwar nichts dage- 
gen, gegen die diskriminierte Minderheit 
der Roma zu hetzen, was sie selbst eifrig 
tun, wollen Letztere aber deutlich von 
sonstigen bzw. „echten“ Rumänen unter- 
schieden wissen. Diesen Unterschied bei 
ihren Angriffen nicht aufgemacht zu ha- 
ben, werfen sie der Duce-Enkelin und EP- 
Abgeordneten heftig vor. In einer E-Mail- 
Aussendung vom 8. November an alle per 
Mailadresse registrierten SympathisantIn- 
nen der „ITS“-Fraktion kündigten die 
„Großrumänen“ ihren Auszug an. 

BhS, Paris 


Antifa-Infoveranstaltung erfolgreich gegen 
Nazis in Hamburg-Bramfeld durchgesetzt 


_ 7 Am Mittwoch, den 7.11. fand in 
_ Hamburg im Bramfelder Kultur- 
laden „Brakula“ eine erfolgreiche 
Informationsveranstaltung zum Thema 
„Rechte Strukturen erkennen“ statt. 

Diese war mit ca. 80 Menschen gut 
besucht. Es kamen größtenteils Bürge- 
rinnen und Bürger aus dem Stadtteil. 
Den Vortrag hielt ein Referent vom 
„Hamburger Bündnis gegen Rechts“, 
Thema waren die neofaschistischen 
Strukturen in Hamburg mit dem Schwer- 
punkt auf dem Stadtteil Bramfeld, den 
man als Nazi-Hochburg bezeichnen 
kann. Bramfeld ist beispielsweise Wohn- 
sitz diverser Nazikader, die mittlerweile 
verbotene freie Kameradschaft „Bram- 
felder Sturm‘ war dort angesiedelt und 
eine Pseudo-Bürgerinitiative der Nazis 
mit dem Namen „Unsere Zukunft‘ ver- 
sucht sich dort breitzumachen. 

Um 20 Uhr, eine halbe Stunde nach 
Beginn der Veranstaltung, tauchten 18 
Nazis auf, die zunächst ganz ordentlich 
an einer roten Ampel warteten, um dann 
auf der anderen Straßenseite zur Veran- 
staltung in den Kulturladen zu gelangen. 
Unter ihnen war auch der Nazikader Jan 
Steffen Holthusen. Vor dem Laden wur- 
den sie von etwa 30 AntifaschistInnen 
empfangen, die das Hausrecht gegenüber 
den Nazis durchsetzten. Wie angekün- 
digt waren Nazis ausdrücklich (nach $ 6 
des Versammlungsgesetzes) von der Ver- 
anstaltung ausgeschlossen. Daraufhin 


nlässlich neonazistischer Provoka- 

tionen am 8. November 2007 bei 
einer Kundgebung in Erfurt zum Ge- 
denken der Opfer des faschistischen 
Terrors gegen Jüdinnen und Juden am 
9. November 1938 erklärt die „Antifa- 
schistische Koordination Erfurt” [ake]: 


Am 8. November fand auf dem Erfurter 
Anger eine Veranstaltung im Rahmen der 
„Woche gegen Rechtsextremismus und 
Antisemitismus“ des „Bürgertisches De- 
mokratie“ statt. Gemeinsam informierten 
seit dem Mittag DGB, Naturfreundeju- 
gend, DIE LINKE, SPD, Grüne und CDU 
mit Infoständen über das Anwachsen neo- 
faschistischer Strukturen in Thüringen 
und über Möglichkeiten der Gegenwehr. 
Auf der anschließenden Kundgebung 
sprachen Vertreter unterschiedlicher Ini- 
tiativen, zum Beispiel des „Bündnisses für 
soziale Gerechtigkeit — Gegen Rechtsex- 
tremismus“, des DGB, der VVN-VdA, 
demokratischer Parteien und der [ake]. Ab 
etwa 16 Uhr versammelten sich mehrere 
bekannte Neonazis erst am Rande des An- 
gers und liefen dann immer wieder durch 
den klar eingegrenzten Kundgebungs- 


a NER LINE 


fingen sie an mit der ebenfalls anwesen- 
den Polizei zu verhandeln und versuch- 
ten den Eintritt zu erlangen, wobei sie 
auf einen Internetausdruck, auf dem die 
Veranstaltung ohne den Ausschluss-Pas- 
sus angekündigt wurde, pochten. Im No- 
vember 2006 musste in Hamburg- 
Wandsbek bereits eine Antifa-Veranstal- 
tung abgebrochen werden, weil die Poli- 
zei den Nazis Zutritt verschaffen wollte. 

Dank einer guten Vorbereitung und ei- 
ner entschlossenen Antifapräsenz konnte 
die Antifa-Veranstaltung in einer Nazi- 
hochburg durchgesetzt werden. Insge- 
samt war es ein Erfolg, der zeigt, dass 


Jürgen Rieger 


Antifaschismus sich nicht nur auf linke 
Szene-Viertel beschränken darf, sondern 
gerade in Stadtteilen intervenieren muss, 
in denen Nazis verstärkt aktiv sind. 
Avanti-Hamburg U 


Berichte zur Veranstaltung 2006 in 
Wandsbek: 
http://de.indymedia.org/2006/11/ 
162199.shtml 
http://wwu.taz.de/index.php?id=ar- 
chivseite&dig=2006/11/18/a0347 
http://www.spiegel.de/politik/deutsch- 
land/0,1518,449243,00.html 


Nazis provozierten am 


8. November 


platz. Den Aufforderungen des Veranstal- 
ters, der Ordner sowie zahlreicher Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer, diese Pro- 
vokationen zu unterlassen, kamen die Na- 
zis nicht nach. Vielmehr drängelten sie 
sich mehrfach an Antifaschistinnen und 
Antifaschisten vorbei, einer stieß einem 
Antifaschisten mehrfach seinen Ellenbo- 
gen in den Bauch. 

Bei den provozierenden Neonazis han- 
delte es sich nicht um zweitrangige Stra- 
ßenschläger. Es waren zum Teil die rele- 
vanten Kader der Thüringer Neonazi-Sze- 
ne, wie zum Beispiel Dominik Weinlich, 
Mitglied im Bundesvorstand der NPD-Ju- 
gendorganisation „Junge Nationaldemo- 
kraten“, oder Martin Lukas Maciejewski. 

Da sich die Kundgebung sowie die Ver- 
anstaltung eindeutig gegen Rechtsextre- 
mismus aussprach und im Zeichen des 
Gedenkens an die Millionen jüdischen 
Opfer des Nationalsozialismus stand, 
muss die Anwesenheit von zahlreichen 


Neonazis als eindeutige Provokation auf- 
gefasst werden. Trotzdem versuchte die 
anwesende Polizei gar nicht erst, die Neo- 
nazis von der Veranstaltung fernzuhalten 
— ungeachtet der Bitten der Veranstalter 
sowie klaren Hinweisen auf die politi- 
schen Hintergründe der Neonazis. 

Uli Klein, die Sprecherin der Antifa- 
schistischen Koordination Erfurt [ake] 
sagte dazu: „Wer nur einen Funken An- 
stand besitzt, kann nicht zulassen, dass 
Neonazis bei einer Veranstaltung zur Er- 
innerung an den millionenfachen Mord an 
den europäischen Jüdinnen und Juden 
provozieren. Wegschauen und Verstecken 
hinter Paragraphen gilt nicht! Doch das 
hat in Deutschland leider unselige Traditi- 
on. Es darf niemals normal werden, dass 
Nazis in der Öffentlichkeit auftreten kön- 
nen. Diese Gesellschaft hat sich schon an 
viel zu viel Nazipräsens gewöhnt.“ 

Antifaschistischen Koordination Erfurt 

[ake], www.antifa-koordination-erfurt.tk 
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Mitarbeit in Stiftung Sächsi- 
scher Gedenkstätten bleibt 
weiterhin unmöglich 


Übereinstimmend erklären die Vertreter 
der Opfer- und Betroffenenverbände der 
nationalsozialistischen Verfolgung, die 
ehedem in der Stiftung Sächsische Ge- 
denkstätten mitwirkten, bei einem Treffen 
in Leipzig: 

„Entgegen der bisher gültigen Be- 
schlussfassung auf Bundesebene ist in 
Sachsen ein gedenk- und erinnerungspo- 
litischer Sonderweg beschritten worden. 
Für alle Vertreter der NS-Opfer- und Be- 
troffenenverbände, die vor nunmehr fast 
vier Jahren die Gremien der Stiftung un- 
ter Protest verließen, stellt sich diese Po- 
litik als Versuch der Parallelisierung von 
nationalsozialistischen Verbrechen gegen 
die Menschheit und der Unterdrückung 
und Verfolgung nach dem II. Weltkrieg 
in der SBZ/DDR dar. Wir sehen in dieser 
Entwicklung eine Verharmlosung der 
Verbrechen des Nationalsozialismus.“ 

Nachdem die sächsische Landesregie- 
rung auf die Bemühungen des Zentral- 
rats der Juden in Deutschland um eine 
Korrektur dieser Politik in der Zeit zwi- 
schen September 2000 und Januar 2004 
nicht reagiert hatte, stellte er wie alle an- 
deren Opfer- und Betroffenenverbände 
der nationalsozialistischen Verfolgung 
die Mitarbeit in den Gremien der Stif- 
tung Sächsische Gedenkstätten ein. „Un- 
sere vielfältigen Bemühungen über Jahre 
hinweg, gegenüber wechselnden Minis- 
tern haben zu keiner grundsätzlichen Än- 
derung der Lage geführt“, so Prof. Dr. 
Salomon Korn, Vizepräsident des Zen- 
tralrats der Juden. 

Den Erfordernissen einer geschichts- 
politischen Debatte im Landtag erteilte 
die zuständige Ministerin Frau Dr. Stan- 
ge erst kürzlich durch die Ablehnung ei- 
ner Gesetzesänderung in dieser Legisla- 
turperiode aus parteipolitischen Gründen 
eine Absage. Dadurch wurde den berech- 
tigten Erwartungen der Opferverbände 
und den von der Staatsregierung genähr- 
ten Hoffnungen in keiner Weise Rech- 
nung getragen. 

Voraussetzung für eine Mitwirkung in 
der Stiftung bleibt, so Professor Dr. 
Korn: „keine Gleichsetzung der national- 
sozialistischen Menschheitsverbrechen 
mit dem nach 1945 verübten Unrecht 
und damit deren Relativierung zuzulas- 
sen. Dies macht eine hervorgehobene 
Herausarbeitung der Geschichte des Na- 
tionalsozialismus und seiner Verbrechen 
unumgänglich. In Sachsen geschieht je- 
doch genau das Gegenteil.“ 

„Stattdessen setzt wohl die Regierung 
des Freistaates Sachsen“, wie der Vize- 
präsident des Zentralrats der Juden, Prof. 
Dr. Salomon Korn weiter feststellt, „nach 
langen Jahren unserer Abwesenheit in 
den Gremien der Stiftung vermutlich auf 
ein nachlassendes Interesse unsererseits. 
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Erfolgreiche Anti-Nazi- 


Aktionen 


# AUGSBURG. Nur dank eines massi- 

ven Polizeieinsatzes konnten 
Rechtsextreme am Samstag, den 

3.11. in der Augsburger Innenstadt mar- 
schieren. Das Antifaschistische Aktions- 
bündnis veranstaltete am Mittag eine 
Kundgebung unter dem Motto „Nazis 
stoppen. Freiheit verteidigen, Faschismus 
bekämpfen“ an der Wertachbrücke. Meh- 
rere hundert Antifaschistinnen und Antifa- 
schisten protestierten bis in die frühen 
Abendstunden entlang der Route der Neo- 
nazis. Am Aufmarsch der Rechtsextremen 
beteiligten sich ca. 120 Personen. Anders 
als bei den letzten Demonstrationen rekru- 
tierten sich die Neonazis aus dem Spek- 
trum der sogenannten Freien Kamerad- 
schaften sowie der Autonomen Nationalis- 
ten. Diese neue Strömung in der rechtsex- 
tremen Szene zeichnet sich durch ein be- 
sonders hohes Gewaltpotential aus. Sie 
grenzt sich von den etablierten Neonazi- 
Parteien ab und versucht gezielt, in ihrem 
Auftreten und ihren Parolen Jugendliche 


und Subkulturen anzusprechen. In diesem 
Zusammenhang stellt der „Strategiewech- 
sel‘“ von Stadt und Bündnis für Menschen- 
würde einen Skandal dar. Bürgermeister 
Klaus Kirchner erklärte im Vorfeld, den 
Neonazi-Aufmarsch ignorieren zu wollen, 
um diesen nicht indirekt durch Aufmerk- 
samkeit aufzuwerten. 


Das Antifaschistische Aktionsbündnis 
weist diese Haltung als völlig inakzeptabel 
zurück. Nur den antifaschistischen Protes- 
ten entlang der kilometerlangen Route der 
Neonazis ist es zu verdanken, dass diese 
neue Form des Rechtsextremismus kein 
Gehör in der Bevölkerung finden konnte. 
Es kritisiert aber auch grundsätzlich den 
politischen Willen, stundenlange Neonazi- 
Aufmärsche gegen starke Proteste aus der 
Bevölkerung mit einem massiven Polizei- 
aufgebot nebst Hubschraubereinsatz 
durchzusetzen. Die Einsatzkräfte der Poli- 
zei zeichneten sich durch rigoroses Vorge- 
hen und keinerlei Dialogbereitschaft aus. 
Mehrere Versuche von Antifaschistinnen 
und Antifaschisten, den Neonazi-Auf- 
marsch zu blockieren, wurden durch die 
Polizei mit Gewalt und Festnahmen aufge- 
löst. 

Das Antifaschistische Aktionsbündnis 
wertet die Aktionen Tag dennoch als Er- 
folg. Durch die ständige antifaschistische 
Präsenz konnte ein öffentlichkeitswirksa- 


* Die Augsburger Grünen sind 
!'dem Zug der Neonazis als 
Kehrtruppe gefolgt. „Gerade 
» im Vorfeld der Kommunal- 
‚und Landtagswahlen 2008 

„a können und dürfen rechtsex- 
" treme Aktionen in Augsburg 
‚nach Meinung des Stadtver- 
bandes von Bündnis 90/Die 


 % werden, sondern müssen ge- 
ächtet und offensiv angegan- 
[W gen werden“ (PM 34.11.07). 


mes Auftreten der Neonazis verhindert 
werden. An die Adresse der Stadt gerichtet 
bekräftigt Kornelia Claßen: „Wegschauen 
bei rechter Propaganda und Gewalt, das 
sollte man aus der Geschichte gelernt ha- 
ben, war schon immer die schlechteste 
Strategie.“ PM des Antifaschistischen 

Aktionsbündnisses Augsburg, 3.11.07 WM 


Das wäre ein Irrtum, denn in dieser An- 
gelegenheit besitzen wir einen langen 
Atem.“ 

Weiter heißt es in der Leipziger Erklä- 
rung der Opferverbände: 

„Das Verhalten der sächsischen Lan- 
desregierung und ihrer Stiftung gegen- 
über unseren Organisationen und Ver- 
bänden zeigt deutlich, wie sehr das Recht 
auf bürgerschaftliche Mitwirkung, auf 
das die sächsische Regierung unter Beru- 
fung auf die demokratische Revolution 
nach 1990 gerne zurückgreift, zur politi- 
schen Floskel geworden ist. So wurden 
auch unsere Vorschläge vom 30. März 
2007 zu den Voraussetzungen der Wie- 
deraufnahme unserer Mitarbeit in den 


Gremien der Stiftung nicht beantwortet. 
Gegen die Versuche der Verschleifung 
grundverschiedener Verbrechenskomple- 
xe und des daraus erwachsenden Un- 
rechts appellieren wir an alle Beteiligten, 
sich ihrer Verantwortung vor der Ge- 
schichte bewusst zu sein.“ 

„Unter den auch durch die neue Stif- 
tungssatzung weithin unverändert geblie- 
benen Voraussetzungen sieht sich der 
Zentralrat der Juden in Deutschland au- 
Berstande, in die Gremienarbeit der Stif- 
tung Sächsische Gedenkstätten wieder 
einzutreten“, bekräftigt Prof. Dr. Salo- 
mon Korn. 

Berlin/Frankfurt/Main, 
den 29. Oktober 2007 


1 ne 


Bundesweiter Aktionstag gegen Kriegs- 
verbrecher am 1. Dezember 


Am Samstag, dem 1. Dezember, 
ist ein bundesweiter Aktionstag 
geplant. Obwohl die Kriegsver- 
brechen bestens erforscht und dokumen- 
tiert sind, unternimmt die deutsche Justiz 
nichts, um der namentlich bekannten Tä- 
ter habhaft zu werden. So verbringen 
heute noch lebende Angehörige der Pan- 
zergrenadierdivison „Reichsführer SS“ 
unbehelligt ihren Lebensabend in Saar- 
brücken, Grafenwiesen, Hall in Tirol, 
Vohburg/Donau, Wilgartswiesen, Berlin, 
Wellersdorf, Zeulenroda, Düsseldort, 
Darmstadt und Hamburg. Der AK- 
Sant’Anna, Hamburg, ruft nun bundes- 
weit zu Aktionen auf. 

Die deutschen NS-Kriegsverbrechen 
wurden in Italien jahrzehntelang ver- 
schwiegen, obwohl mehr als 10.000 Zi- 
vilisten ermordet wurden. Seit 2005 fan- 
den vor dem Militärgericht in La Spezia 
Prozesse gegen ehemalige Soldaten der 
Wehrmacht und der Waffen-SS statt, die 
in den meisten Fällen mit einer Verurtei- 
lung zu lebenslänglicher Haft und Ent- 
schädigungszahlungen endeten. 

In Deutschland aber werden die Urtei- 
le im direkten Umfeld der Mörder prak- 
tisch nie öffentlich. Die Täter wissen sich 
in Sicherheit, nicht zuletzt, weil die deut- 
sche Justiz in der Regel versucht, die Tä- 


: AuGsBURG. Zum jährlichen Ge- 
denken an die Opfer des deut- 

schen Faschismus fanden sich am 
1. November etwa 110 Teilnehmer auf 
dem Westfriedhof ein. Nach dem 
Schweigemarsch vom Krematorium zur 
Gedenkstätte und der Kranzniederlegung 
erinnerte Harald Munding vom Kreisver- 
band Augsburg der VVN/BdA, in seiner 
Begrüßungsrede an die 235 KZ-Opfer 
die in der Gedenkstätte ihre letzte Ruhe 
finden. „Die Erinnerung an diese Men- 
schen“ so Munding, „ist ein wichtiger 
Augenblick, sich die grausamen Folgen 
der Volksgemeinschaftsideologie der Na- 
zis bewusst zu machen. Das Nein zu die- 
ser Ideologie verbindet die Opfer, unab- 
hängig von ihrer Parteizugehörigkeit 
oder ihrer Konfession.“ 

Um so bedauerlicher sei es, dass diese 
Ideologie heute wieder verstärkt Zu- 
spruch findet. Dem Schulterschluss von 
NPD, DVU und freien Kameradschaften 
gilt es individuell und organisiert entge- 
gen zu treten. „ Folgerichtig stellen wir 
uns hinter den Satz von Martin Löwen- 
berg — für den er im Jahr 2004 rechts- 
kräftig verurteilt wurde: Es ist legitim, ja 
legal, sich den Totengräbern der Demo- 
kratie entgegenzustellen“. 

Im Anschluss legte Anne Rieger, Lan- 
dessprecherin der VVN/BdA Baden- 


ter zu entlasten. Die meisten Verfahren 
werden mit skandalösen Begründungen 
einstellt. In ihren Wohnorten sind die 
Kriegsverbrecher meist geachtete Bür- 
ger. Sie leben unbehelligt, beziehen nor- 
male Rente, pflegen ihre Kontakte, füh- 
ren ein alltägliches Leben und erschei- 
nen als „ganz normale alte Männer“. 
Meist haben sie die Beteiligung an 
Kriegsverbrechen verschwiegen und 
dort, wo es bekannt ist, herrscht die Mei- 
nung vor, man solle Gras darüber wach- 
sen lassen. 

Die umfangreichsten und daher auch 
bekanntesten Massaker in Italien fanden 
in Sant’ Anna di Stazzema und in Marza- 
botto statt. In Sant’ Anna di Stazzema er- 
mordeten am 12. August 1944 Angehöri- 
ge der 16. SS-Panzergrenadierdivison 
„Reichsführer SS“ 560 Menschen. Im 
Juni 2005 wurden zehn ehemalige Ange- 
hörige der Mördertruppe dafür zu lebens- 
lang verurteilt. Bei einem Aktionstag im 
letzten Jahr wurden bei sechs von ihnen 
Kundgebungen abgehalten. Der rang- 
höchste noch lebende Verurteilte ist der 
ehemalige SS-Offizier Gerhard Sommer, 
der in einem Seniorenheim in Hamburg- 
Volksdorf lebt und mittlerweile bei seinen 
Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern als 
Kriegsverbrecher bekannt ist. 


1. November 2007: 


Dieselbe SS-Einheit ermordete zwi- 
schen dem 29. September und dem 5. 
Oktober 1944 in der Bergregion Marza- 
botto südlich von Bologna und in den be- 
nachbarten Ortschaften 955 Einwohner. 
Im Januar 2007 wurden in diesem Zu- 
sammenhang zehn ehemalige SS-Solda- 
ten in Abwesenheit zu lebenslanger Haft 
und Entschädigungszahlungen an die 
Überlebenden und Angehörigen der Op- 
fer in Höhe von 100 Millionen Euro ver- 
urteilt. Auch diese Mörder leben unbe- 
helligt und verstreut im ganzen Bundes- 
gebiet. 

An diese Situation und im Gedenken 
der Opfer von St. Anna und Marzabotto 
will die bundesweite Kampagne am 1. 
Advent mit eigenen Aktionen erinnern. 

In folgenden Orten, gibt es bislang 
Gruppen, die den Aktionstag am 1. De- 
zember aktiv gestalten: Berlin, Euras- 
burg, Düsseldorf, Eschweiler, Greven, 
Linden, Ottobrunn und Hamburg. 

Gesucht wird ferner die Zusammenar- 
beit mit Gruppen aus Hopfgarten, Gra- 
fenwiesen, Nürnberg, Wurzen, Duisburg, 
Wedel, Bremen, und Darmstadt, die vor 
Ort entsprechendes organisieren. 

WS. 
mehr Informationen 
www.partigiani.de 


Erinnerung an Opfer des Faschismus 


Württemberg den Focus ihrer Rede auf 
das Verbotsverfahren gegen die NPD, 
das die VVN mit ihrer Kampagne 
„no.npd“ forciert. Sie verwies darauf, 
dass ein erneutes Verbotsverfahren gegen 
die NPD juristisch möglich und politisch 
nötig sei und wies die Argumente der 
Verbotsgegner zurück. Zwar wäre es den 
Faschisten möglich, 
sich nach dem Verbot 
der NPD neu zu orga- 
nisieren, eine ähnlich 
integrative Kraft wie 
die NPD würde aber 
kurzfristig nicht ent- 
stehen können: Ein 
Verbot ginge einher 
mit der Pfändung des 
Geldvermögens der 
Partei, der Beschlag- 
nahmung ihrer Pro- 
pagandamittel und 
Computer, der Offen- 
legung der Strukturen 
und Mitgliederlisten. 
Zudem würde ein 
Verbot den Fluss 
staatlicher Gelder 


über die NPD in rechte Strukturen been- 
den und damit nicht nur die NPD son- 
dern auch zahlreiche mit der NPD sym- 
pathisierende rechte Gruppen treffen. 
Der Staatschutz, der im Vorfeld der Ver- 
anstaltung bei der VVN seine Anwesen- 
heit angekündigt hatte, trat nicht in Er- 
scheinung. mg il 
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% Erfurt. Am 16. und 23. Januar 
2008 findet vor dem Amtsge- 
richt Erfurt der Prozess gegen 
Angelo Lucifero statt, der sich mit einer 
Schreckschusspistole gegen Nazian- 
griffe gewehrt hatte. Unterstützung ist 
gefragt. 


Wer sich in Thüringen gegen Nazis enga- 
giert, hat es nicht leicht. Diese Erfahrung 
macht seit vielen Jahren auch der Ge- 
werkschafter Angelo Lucifero. Bereits im 
Jahr 1991 wurden die Bremsschläuche am 
Auto des engagierten Antifaschisten von 
Unbekannten durchtrennt, in den folgen- 
den Jahren kam es zu zahlreichen anony- 
men Morddrohungen am Telefon, Ein- 
schüchterungsversuchen im Internet so- 
wie handgreiflichen Angriffen durch Neo- 
nazis. Die letzte Attacke erfolgte am 9. 
Februar 2007 in der Erfurter Innenstadt 
am Rande eines „Infostandes“ der Erfur- 
ter NPD und unter den Augen der anwe- 
senden Polizei. Alle Versuche, juristisch 
gegen diese Bedrohungen vorzugehen, 
scheiterten. Sämtliche Verfahren wurden 
eingestellt oder Anzeigen gar nicht erst 
verfolgt. Stattdessen steht der Gewerk- 
schafter nun im Januar 2008 selbst als An- 
geklagter vor Gericht. 


Was war passiert? 


Am 15. März 2007 fand in der Erfurter In- 
nenstadt die wöchentliche Donnerstags- 
demo gegen Sozialabbau statt. Thema an 
diesem Tag: Aktionen gegen Rechts. 
Doch statt nur über Neonazis zu reden, 
fanden sich die OrganisatorInnen und 
TeilnehmerInnen der Demonstration un- 
verhofft in der Situation, diesen selbst ge- 
genüber zu stehen. Denn rund 50 Rechts- 
extreme versuchten - teilweise mit Kame- 
radschafts- und NPD-Fahnen ausgestattet 
— an der Veranstaltung „teilzunehmen“ 
und griffen Einzelne, darunter auch Ange- 
lo Lucifero, an. Dieser setzte sich mit ei- 
ner Schreckschusspistole zu Wehr. Die 
Nazis veranstalteten daraufhin noch am 
gleichen Tag eine Spontandemonstration. 


Nonsens der Demokraten 


Die Medienberichterstattung in den fol- 
genden Tagen stellte jedoch die Ereignis- 
se völlig auf den Kopf: Statt über die Ein- 
schüchterungsversuche und die Angriffe 
von Neonazis auf eine angemeldete De- 
monstration gegen Sozialabbau zu berich- 
ten, stand auf einmal der angebliche 
„Waffengebrauch“ im Zentrum der öf- 
fentlichen Auseinandersetzung. Nicht das 
Verhalten der Polizei vor Ort oder die Un- 
fähigkeit der Anmelder für die Sicherheit 
ihrer TeilnehmerInnen zu sorgen, wurden 
diskutiert, sondern das Verhalten von An- 
gelo Lucifero kritisiert. Die Palette der 
KritikerInnen reichte dabei von CDU- 
Landtagsabgeordneten bis zum Landes- 
bezirksleiter der Gewerkschaft ver.di, 
Thomas Voß. Dieser sagte gegenüber 
Thüringer Allgemeinen Zeitung „Wir 
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Auf den Kopf gestellt 


Nach Naziangriff steht antifaschistischer Gewerk- 


schafter vor Gericht 


können und wollen uns nicht der gleichen 
Mittel bedienen, wie man sie aus dem 
rechtsradikalen Raum kennt“. 


Bundesweite Unterstützung 


In den folgenden Wochen und Monaten 
gab es jedoch auch Unterstützung aus der 
ganzen Bundesre-publik. Einen Offenen 
Brief unterschrieben über 280 Gewerk- 
schafterInnen und forderten darin von der 
Gewerkschaftsspitze, „dass Angelo Luci- 
fero die volle Unterstützung erhält, insbe- 
sondere auch gegenüber der CDU Land- 
tagsfraktion, die sich nicht gegen die 
rechtsextremen Angreifer, sondern gegen 
den Angegriffenen stellt und in Selbstver- 
teidigung ein ‚zweifelhaftes Demokratie- 
verständnis‘ sieht.“ Darüber hinaus gab es 
viele individuelle Schreiben zur Unter- 
stützung. Zahlreiche Solidaritätserklärun- 
gen und Beschlüsse zur Unterstützung 
von Angelo wurden auf Gewerkschafts- 
konferenzen verabschiedet, ohne jedoch 
die notwendige Solidarität der ver.di-Lan- 
desleitung zu erreichen. 


Weitere Naziaktivitäten 


Die Thüringer Nazis waren stattdessen 
unverändert aktiv. Zwar konnte ein ge- 
planter Nazi-Aufmarsch von rund 1.400 
Neonazis am 1. Mai erfolgreich verhin- 
dert werden, aber die Angriffe gegen Mi- 
grantInnen und AntifaschistInnen in der 
Stadt gingen weiter. Die Scheiben des 
PDS-Jugendbüros wurden zerstört, die 
NPD Erfurt veröffentlichte ein Foto, be- 
vor die MitarbeiterInnen des Büros selbst 
den Schaden entdeckt hatten. Rechtsex- 
treme waren bei Kundgebungen des Er- 
furter Sozialbündnisses präsent und auch 
Angelo wurde erneut von Neonazis ange- 
griffen. 


Scheinbare Ruhe 
Ebenso umtriebig war auch die Erfurter 


Staatsanwaltschaft. Statt konsequent ge- 
gen Rechtsextreme zu ermitteln, beschäf- 


tigte man sich lieber mit den Vorwürfen 
gegen Angelo Lucifero. Am 9. August er- 
ließ das Amtsgericht Erfurt schließlich 
wegen des 15. März und einem anderen 
Vorwurf einen Strafbefehl gegen Angelo 
über ein Jahr Freiheitsentzug auf Bewäh- 
rung sowie insgesamt 120 Tagessätzen. 
Nicht nur dieser Strafbefehl ist skandalös, 
sondern auch die Tatsache, dass das Amts- 
gericht in diesem politischen Fall eine 
Hauptverhandlung sowie die Anhörung 
des Beschuldigten für verzichtbar hielt. 
Damit folgten Staatsanwaltschaft und 
Richter den Aussagen bekannter Neonazis 
‚ ohne dass die Aussagen vor dem Hinter- 
grund dessen beurteilt werden, wer sie 
macht: Organisierte Rechtsextremisten, 
die hier die Gelegenheit wittern, einem ih- 
rer erklärten Gegner so zu schaden, viel- 
leicht sogar seine berufliche Existenz zu 
vernichten. Teile der lokalen Presse wirk- 
te dabei kräftig mit. So schrieb die Ostthü- 
ringer Zeitung: „In Gewerkschaftskreisen 
ist man längst nicht mehr glücklich mit 
dem Dauer-Demonstranten und verdi- 
Hauptberufler Lucifero. Der aus Italien 
stammende Organisator zahlloser Demos 
gegen Rechts fühlt sich sofort als Auslän- 
der stigmatisiert und von den Behörden 
kriminalisiert, sobald er auf die Spielre- 
geln des Rechtsstaats verwiesen wird.“ 


Solidarität gefragt 


Gegen den Strafbefehl hat Angelo Lucife- 
ro in allen Punkten Einspruch eingelegt, 
so dass es nun zur Hauptverhandlung vor 
dem Amtsgericht Erfurt kommen wird. 
Als Termine sind der 16. und der 23. Ja- 
nuar 2008 festgelegt. Alle, die nicht wol- 
len, dass die öffentliche Diskussion von 
Staatsanwaltschaft und Lokalpresse be- 
stimmt und der Gerichtssaal von feixen- 
den Neonazis besetzt sein wird, sind auf- 
gefordert, sich einzumischen und nach Er- 

furt zu kommen. 
GewerkschafterInnen gegen Rechts 
Kontakt: g-g-r@web.de 


Keine Geschäfte mit Rassisten: Betriebsrat bei 


Hilton bezieht Stellung 


Mainz. Anfang Oktober hislien die rechtsextremen Republikaner (REP), einen Koramss unter dem Motto 
„Europa der Nationen” in der Mainzer Rheingoldhalle ab. Der Betriebsratsvorsitzende Manfred Monje hat 
die Geschäftsleitung des für die Bewirtung zuständigen Hilton Hotels aufgefordert, auf Geschäfte mit Gäs- 
ten zu verzichten, die nachweislich Migranten und Migrantinnen diskriminieren und zu rassistischer Hetze 
aufrufen. „Es handelt sich nicht um eine ‚ganz normale’ Veranstaltung”, so der Betriebsrat. „In der Presse 
war zu lesen, dass auch Gruppierungen teilnehmen sollen, die bereits wegen Volksverhetzung vor Gericht 
standen.“ Im Hilton-Konzern insgesamt gehöre interkulturelle Vielfalt und der gegenseitige Respekt zur Un- 
ternehmenskultur. „Im Hilton in Mainz arbeiten nicht nur eine Vielzahl von Menschen verschiedener Her- 
kunft, Religion und Hautfarbe täglich zusammen. Wir leben auch mit und von unseren internationalen Gäs- 
ten,” so Monje. Für Fremdenfeindlichkeit sei da kein Platz. Das sieht die Geschäftsleitung ebenso. Sie hatten 
mit den Republikanern auch keine Vereinbarung getroffen. „Umso mehr bekräftigen wir unsere ablehnende 
Haltung, Gruppierungen ‚zu bewirten, die sich rassistischer und antisemitischer Ressentiments bedienen”, be 


iebsrat. „Für u ‚leute e bleibt uniare Türe zu! „Vielleicht ist das ein Antrieb für andere, es 


Quelle: Aktiv r ‚Gleichberechtigt Oktober 2007 


:ausländer- und asylpolitik 


Griechenland: Flüchtlinge 
werden Opfer von Misshand- 
lungen und Rechtlosigkeit 


PRO ASYL und griechische Rechtsan- 
waltsvereinigung dokumentieren syste- 
matische Menschenrechtsverletzungen 
in der Ägäis - PRO ASYL fordert EU zur 
Reaktion auf Bei zwei Recherchemissio- 
nen im Juli/August und im Oktober 2007 
haben Vertreter von PRO ASYL und der 
griechischen Vereinigung der Rechtsan- 
wälte für die Verteidigung der Men- 
schenrechte von Flüchtlingen und Mig- 
ranten die Situation an der EU-Außen- 
grenze in der Ägäis untersucht. 

Der Schwerpunkt der Recherche lag 
beim Umgang griechischer Behörden mit 
Flüchtlingen vor und auf den ostägäischen 
Inseln Lesbos, Chios und Samos. Die Re- 
chercheure sprachen mit mehr als 100 
Flüchtlingen, Vertretern der griechischen 
Küstenwache und der Behörden. Das Er- 
gebnis der Recherche ist höchst schockie- 
rend. Systematische Menschenrechtsver- 
letzungen finden statt: 

Die griechische Küstenwache miss- 
handelt systematisch neu ankommende 
Flüchtlinge. Sie versucht, Flüchtlings- 
boote zu blockieren und aus den grie- 
chischen Territorialgewässern zurückzu- 
drängen. Dabei werden Tote in Kauf ge- 
nommen. Bootsinsassen werden auf un- 
bewohnten Inseln ausgesetzt oder auf 
dem offenen Meer ihrem Schicksal über- 
lassen. 

Die Polizei inhaftiert völkerrechtswid- 
rig alle Flüchtlinge und Migranten bei 
ihrer Ankunft auf den Inseln — auch Min- 
derjährige. Ausnahmslos und unter 
Bruch des Völkerrecht wird gegen alle 
Neuankommenden eine Abschiebungs- 
anordnung verhängt. Die Inhaftierten 
werden ohne Informationen über ihre 
Rechte und ohne juristi- 
schen Beistand gelassen. 

Alle drei von der Dele- 
gation besuchten Haftla- 
ger bieten unhaltbare Le- 
bensbedingungen. Die ; 
Umstände der Inhaftie- 
rung kommen einer er- 


niedrigenden und un- 
menschlichen Behandlung 
gleich. 


Die Recherche wurde 
durchgeführt von Rechts- 
anwältin Marianna Tzefe- & 
rakou (Vereinigung der Rechtsanwälte 
für die Rechte von Flüchtlingen und 
Migranten in Athen), Karl Kopp (Euro- 
pareferent von PRO ASYL), Günter 
Burkhardt (Geschäftsführer) und Elias 
Bierdel, der im Auftrag der Stiftung PRO 
ASYL tätig war. PRO ASYL und die 
Vereinigung der Rechtsanwälte für die 
Verteidigung der Menschenrechte von 
Flüchtlingen und Migranten veröffentli- 


chen die Dokumentation unter dem Titel 
„Ihe truth may be bitter, but it must be 
told“ heute in Brüssel und Athen. 

PRO ASYL und die griechische 
Rechtsanwaltsvereinigung fordern euro- 
päische Gremien vor dem Hintergrund 
der eklatanten Missstände und Men- 
schenrechtsverletzungen in Griechen- 
land zum sofortigen Handeln auf. Die 
EU-Kommission, das Europaparlament, 
der Menschenrechtskommissar des Eu- 
roparats, das Antifolterkomitee des Euro- 
parats (CPT) und auch die nationalen 
Regierungen der EU-Staaten können 
nicht hinnehmen, dass das EU-Mitglied 
Griechenland Regeln des Völkerrechts 
und die Menschenrechte massiv verletzt. 
Die Praktiken griechischer Grenzbeam- 
ter und der Küstenwache stellen eine 
eklatante Verletzung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, der Genfer 
Flüchtlingskonvention und europäischer 
Richtlinien dar. Solange die systematisch 
erfolgenden Menschenrechtsverletzun- 
gen nicht abgestellt sind und Griechen- 
land kein adäquates Aufnahmesystem für 
Flüchtlinge installiert hat, ist es unver- 
antwortlich, Flüchtlinge im Rahmen der 
sog. Dublin II-Verordnung, die die Zu- 
ständigkeit für Asylverfahren innerhalb 
der EU regelt, nach Griechenland zu 
überstellen. 

gez. Karl Kopp gez. Günter Burkhardt 

Europareferent von PRO ASYL 
Geschäftsführer 
Vorstandsmitglied von ECRE 


Auszüge aus Interviews mit Flücht- 
lingen auf den ägäischen Inseln 


„Mit unserem Schlauchboot hatten wir 
fast die vor uns liegende griechische In- 
sel Lesbos erreicht. Plötzlich tauchte ein 
Boot der griechischen Küstenwache auf. 
Die Yin ee uns. Dann fuhren 

: a sie mit uns Zu- 
rück auf das offe- 
® ne Meer. Wir 
* mussten unsere 
Gürtel und Schu- 
he ausziehen und 
wurden ohne 
Wasser und Nah- 
rung auf einer 
unbewohnten In- 
sel ausgesetzt. 


CH)" 


: „Die grie- 
chische Küsteniwache zwang uns auf ho- 
her See, wieder in unsere Schlauchboote 
zu steigen. Vorher machten sie mit Mes- 
sern kleine Löcher hinein. Jede Gruppe 
bekam nur ein Paddel ausgehändigt. Un- 
sere Schuhe wurden einfach ins Meer ge- 
worfen. Es war sehr schwer für uns, mit 
den beschädigten Booten und nur einem 
Paddel an die Küste zurückzukommen. 
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„Sie haben unser Schlauchboot ge- 
stoppt und uns an Bord genommen. So- 
fort begannen sie uns zu schlagen. Sie 
haben mir das Handy weggenommen 
und mir in den Mund geschaut, sogar in 
intime Körperöffnungen. Alles Geld, 
was ich bei mir hatte, wurde mir abge- 
nommen. Vor meinen Augen wurde das 
Heilige Buch (Anmerkung: Der Koran) 
ins Meer geworfen. Dann fuhren sie mit 
uns in Richtung Türkei und setzten uns 
auf einer Insel ab.(...)“ 

„jch musste niederknien. Ein Polizist 
stand hinter mir und zwei standen vor 
mir. Der hinter mir schlug mir gezielt 
und fest mit einem Stock von oben he- 
runter auf den Kopf. ... Ich versuchte, 
mich mit meinen Armen zu schützen. Er 
schlug mir auf die Arme. (...) Dann wur- 
de ein mit Wasser gefüllter Plastikeimer 
gebracht. Ich kniete die ganze Zeit. 
‚Siehst du das Wasser?’ Meine Arme 
wurden von einem Polizisten hinter mei- 
nem Rücken zusammengepresst. Der an- 
dere drückte meinen Kopf mit einem Na- 
ckengriff nach unten ins Wasser. Ich 
konnte nicht mehr atmen. ‚Weißt du nun 
die Farbe und den Namen des Schiffes?‘ 
- Ich sagte: ‚Nein‘. ... Und sofort packte 
er meinen Kopf und drückte ihn wieder 
in den Wassereimer. Ich hatte Todes- 
angst.“ 

Quelle: Presseerklärung Pro Asyl 29. 

Oktober 2007 


Handbuch zur Integration: 
Ein Überblick über die Situa- 


tion in der EU 

Anfang Oktober 2007 ist die zweite Aus- 
gabe des Handbuchs zur Integration er- 
schienen, das von der Migration Policy 
Group (MPG), einer unabhängigen Or- 
ganisation, die die Europäische Kommis- 
sion in Migrationsfragen berät, erarbeitet 
wurde. Unterstützt wurde die MPG von 
den Nationalen Kontaktstellen für Inte- 
grationsfragen in den EU-Mitgliedslän- 
dern. In Deutschland ist diese Kontakt- 
stelle im Bundesinnenministerium ange- 
siedelt. Die inhaltlichen Grundlagen 
wurden auf einer Reihe von Fachsemina- 
ren erörtert. Die Themen dazu wurden 
von dem jeweils ausrichtenden Land in 
Zusammenarbeit mit der MPG und der 
EU-Kommission formuliert. Die Kon- 
taktstellen können Referenten. ebenso 
vorschlagen wie die Vorstellung bewähr- 
ter Verfahren. Außerdem können sie je 
drei Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aus ihrem Land benennen. 

Die vier Kapitel des Handbuchs befas- 
sen sich mit Mainstreaming, Wohnen, 
wirtschaftliche Integration und „Gover- 
nance“. Bei Letzterem geht es um Struk- 
turen, Mechanismen, Formen der Zu- 
sammenarbeit und Prozesse, die den 
Rahmen für Integration bilden. 

Aus Sicht des zuständigen EU-Kom- 
missars Franco Frattini kommt bei allen 
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Fragen, die mit Integration zu tun haben, 
den Akteuren in den Städten eine große 
Bedeutung zu. Sie — so Frattini im Vor- 
wort des Handbuchs - sind am nächsten 
dran und deshalb am ehesten in der Lage, 
schnell und wirksam zu handeln. 
Das Handbuch ist unter der Adresse: 
http://www.migration-online.de/data/ 
handbuchzurintegration2007handbook_ 
2007_de.pdf herunter zu laden. 

Das Handbuch zur Integration ist in 
den verschiedenen Sprachen der Mit- 
gliedstaaten erschienen. Die Fassungen 
in anderen Sprachen finden sich auf der 
Seite www.migpolgroup.com 

Quelle: Publikation „Forum Migrati- 
on November 2007“ 


Route der Migration: 
Vom Kommen, Gehen und 
Bleiben in NRW 


DüssELDORF. Die Geschichte der Ein- 
und Auswanderung in dem Gebiet, das 
heute Nordrhein-Westfalen ist, soll mit 
dem Internetprojekt „Vom Kommen, Ge- 
hen und Bleiben - Route der Migration“ 
neu entdeckt werden. 

Den Nutzern des Projekts, das vom 
nordrhein-westfälischen Integrationsbe- 
auftragten Thomas Kufen initiiert wurde, 
wird kein fertiger historischer Abriss ge- 
boten. Vielmehr sind die Bürgerinnen 
und Bürger des Landes aufgerufen, Orte 
und Ereignisse zu benennen, die zur Mi- 
grationsgeschichte von NRW gehören. 
Die werden dann — wenn sie geeignet 
sind - in die Route der Migration aufge- 
nommen. 

Schon jetzt sind einige Erinnerungsor- 
te aufgeführt. Da ist zum Beispiel die Ze- 
che in Bochum, in der seit über 115 Jah- 
ren Migranten Kohle abbauen. Zunächst 
waren das polnische Bergleute, während 
der Weltkriege Zwangsarbeiter und seit 
Ende der 1950er-Jahre Menschen aus 
Italien, Griechenland, Jugoslawien, der 
Türkei und Marokko. 

Diese Fakten dürften den meisten be- 
kannt sein. Ganz anders sieht es wohl 
beim Erinnerungsort „Fief Wunnen 
Baum und Steen“ in der Nähe von Laer 
im Kreis Steinfurt aus. Von hier zogen 
vor allem zwischen 1650 und 1850 Män- 
ner zur Saisonarbeit nach Holland. Was 
wohl auch nicht so bekannt ist: Mitte des 
18. Jahrhunderts zogen viele Menschen 
aus dem Sauerland ins Banat. Dem Herr- 
scher Baron von Fürstenberg behagt das 
wenig. Er ließ eine Auswanderergruppe 
in Oberhundem ins Gefängnis werfen. 
Den Wegzug von insgesamt rund 1.300 
Menschen konnte er freilich nicht stop- 
pen. 

Aufgeführt sind auf der Internetseite 
auch bereits einige Vorschläge. Die ver- 
schiedenen Ereignisse haben natürlich 
eine unterschiedliche historische Trag- 
weite. Für die betroffenen Menschen 
aber war es immer ein Schritt ins Unge- 
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wisse, ob sie nun kamen oder gingen. 
Und spannend zu lesen sind Geschichten 
rund um die Erinnerungsorte allemal. 
Im Internet zu finden unter: www.mi- 
grationsroute.nrw.de 
Quelle: Publikation „Forum Migrati- 
on November 2007“ . 


Zugang zum Gesundheits- 
system für Migrantinnen 


Die Hilfsorganisation „Ärzte der Welt“ 
fordert einheitliche rechtliche Grundla- 
gen, die irregulären MigrantInnen einen 
Zugang zum Gesundheitssystem garan- 
tieren. Auch müsse verhindert werden, 
dass schwerkranke Menschen ohne Pa- 
piere abgeschoben werden, wenn sie im 
Herkunftsland nicht adäquat behandelt 
werden könnten. Die Organisation hat 
eine Analyse der Gesundheitsversorgung 
von MigrantInnen ohne Papiere in 7 EU- 
Staaten vorgelegt und im Zeitraum vom 
Juli 2005 bis Februar 2006 835 illegale 
Einwanderer interviewt. Nur jeder vierte 
papierlose Migrant habe in Deutschland 
Zugang zu ärztlicher Versorgung, so ei- 
nes der Ergebnisse der Untersuchung. 
Quelle: proasyl-newsletter-Nov. 2007 


Menschenrechtsschutz an 
den EU-Grenzen sichern 


BERLIN. Das „Institut für Menschenrech- 
te“ stellt in seiner am 30.10. vorgestell- 
ten Studie „Grenzschutz und Menschen- 
rechte“ klar, dass die EU zur Seenotret- 
tung und zur Gewährung eines Asylver- 
fahrens für die Bootsflüchtlinge im Mit- 
telmeer und auf dem Atlantik menschen- 
rechtlich verpflichtet ist. 

„Das wäre auch ein Thema für die EU- 
Innenpolitiker, die gestern und heute 
über die zukünftige Entwicklung der 
EU-Innenpolitik debattieren“, so Ulla 
Jelpke, innenpolitische Schrecherin der 
Fraktion die LINKE. „Während diese 
‚Future Group‘ in Brüssel tagt, reißen die 
Schlagzeilen über tote Flüchtlinge auf 
dem Mittelmeer nicht ab. Für diese Toten 
ist die EU-Grenzpolitik als Teil der In- 
nenpolitik unmittelbar verantwortlich. 

Einerseits zwingt sie die Flüchtlinge 
auf immer waghalsigere Routen. 

Andererseits kommen die EU-Staaten 
ihrer menschenrechtlichen Pflicht zur 
Aufnahme dieser Flüchtlinge nicht nach. 
Zudem gibt es immer noch keine klaren 
Richtlinien, die nothelfenden Kapitänen 
Straffreiheit garantieren. Viele Fischer 
haben Angst, wegen ‚Schlepperei‘ be- 
langt zu werden, wenn sie in Seenot ge- 
ratene Flüchtlingsboote retten. 

Die Bundesregierung hat in ihrer EU- 
Ratspräsidentschaft nichts unternom- 
men, um den Menschenrechtsschutz an 
den EU-Außengrenzen sicher zu stellen. 
Ihr ging es allein um Abschottung und 
Abschreckung. Die Fraktion DIE LIN- 
KE. unterstützt die Forderungen des ‚„In- 


stituts für Menschenrechte“ nach einem 

menschenrechtsorientierten Umgang mit 

Flüchtlingen. Der Menschenrechtsschutz 

muss auch an den EU-Außengrenzen si- 
chergestellt sein.“ 

Berlin, den 30. Oktober 2007 

Ulla Jelpke, MdB 


Unterschriftenaktion: 
Gegen die Abschottung 


Europas 

STUTTGART. Europa mauert sich ein, 
sperrt Schutzsuchende aus: Ein Grenz- 
zaun, doppelreihig, 6 m hoch, 8 km lang, 
alle 40 m leuchtet ein Scheinwerfer nach 
Marokko. Alle 400 m steht ein Wach- 
turm, ausgerüstet mit Infrarotkameras 
und Richtmikrofonen. 

Die Europäische Grenzschutzagentur 
FRONTEX patrouilliert im Auftrag der 
EU. Zum Einsatz kommen Schnellboote 
der Küstenwachen und Hub=schrauber, 
die die Flüchtlingsboote auf hoher See zur 
Umkehr zwingen. Die Satelliten gestützte 
Meeresüberwachung GALILEO und die 
europäischen Patrouillen schneiden den 
Afrikanern die weniger gefährlichen 
Routen entlang der Küstengebiete ab, 
zwingen die brüchigen, überladenen Boo- 
te möglichst rasch in die hohe See hinaus. 
Die traurige Bilanz: 

Zwar sank die Zahl der Asylanträge auf 
den Kanaren, aber nach Angaben spani- 
scher Behörden ertranken alleine 2006 ca. 
6.000 Menschen auf dem Weg von West- 
afrika auf die Kanarischen Inseln. Nichts 
kann diese kaltschnäuzige Ausgrenzungs- 
politik rechtfertigen! 

Der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg 
fordert die Wiederherstellung der Mög- 
lichkeit, in Europa Schutz vor Verfolgung 
und Bürgerkrieg zu suchen und zu finden. 
Wir fordern die Aufnahme von Flüchtlin- 
gen aus Krisengebieten in Form eines Re- 
settlementprogrammes. Wir fordern eine 
gerechte Wirtschaftspolitik, eine Entwick- 
lungspolitik, die den Namen verdient und 
die Möglichkeit legaler Migration. Nur so 
können die Dramen auf den Meeren vor 
Europa verhindert werden. Sehr geehrte 
Frau Dr. Merkel, Sehr geehrter Herr Dr. 
Schäuble, Ich unterstütze die Forderungen 
des Flüchtlingsrates Baden-Württemberg 
nach einer humanen Flüchtlingspolitik in 
Form der Achtung der Genfer Flücht- 
lingskonvention, der Aufnahme von Re- 
settlementprogrammen, einer gerechten 
Wirtschafts- und Entwicklungspolitik so- 
wie der Möglichkeit einer legalen Migra- 
tion! Bitte setzen Sie sich in Deutschland 
und den europäischen Gremien für die 
Abschaffung der Abwehr gegen Migran- 
tInnen und Flüchtlinge ein. Statt finanziel- 
le Mittel in die Aufrüstung der Grenzen zu 
stecken, sollten diese Mittel in die Auf- 
nahme von Flüchtlingen verwandt wer- 
den. Unterschriftenlisten über: 

Flüchtlingsrat Baden-Württemberg e.V, 
www.akasylbw.de IM 


Das französische Verfassungs- 
gericht wurde gegen das neue 
Ausländergesetz angerufen, 
vor allem gegen die geplanten Gen- 
tests. Neben Einschränkungen beim Fa- 
miliennachzug sieht dieses - überra- 
schend - auch „Legalisierungs”mög- 
lichkeiten für illegalisierte Einwanderer 
vor, falls diese nachgefragte Arbeits- 
kräfte darstellen. 


Der Vorgang ist eher ziemlich selten: Das 
französische Verfassungsgericht wird die 
sozialistischen Abgeordneten, die als 
Antragsteller auf die Verfassungswidrig- 
keitserklärung für ein neu verabschiede- 
tes Gesetz auftreten, an diesem Dienstag 
(13. November) persönlich anhören. 
Dies erklärte der Vorsitzende der Parla- 
mentsfraktion des Parti Socialiste (PS), 
Jean-Marc Ayrault, Mitte voriger Woche. 
Die Richter des Conseil Constitutionnel 
(C.C.) geben den Oppositionsparlamen- 
tariern damit die Chance, ihre Argumen- 
te persönlich dem Verfassungsgerichts- 
hofs vorzutragen. Üblicherweise wird 
zur Frage der Verfassungsmäßigkeit oder 
-widrigkeit eines frisch verabschiedeten 
Gesetzes nach Aktenlage entschieden. 
Allenfalls werden, sofern es Auslegungs- 
schwierigkeiten gibt, die Protokolle der 
Parlamentsdebatten und die dort auftau- 
chenden Begründungen für die Annahme 
der Vorlage oder des Entwurfs herange- 
zogen und ausgewertet. 

Dass die Abgeordneten der größten par- 
lamentarischen Oppositionspartei nun „in 
Fleisch und Blut“ angehört werden, deutet 
darauf hin, dass die Richter des C.C. sich 
darauf vorbereiten, zumindest einen Teil 
des neuen Gesetzes zu kippen. Es geht um 
das am 23. Oktober definitiv in letzter Le- 
sung angenommene Einwanderungsge- 
setz, das im parlamentarischen Jargon auf 
den Titel ‚Loi Hortefeux’ hört. Also zu 
Deutsch-Latein „Lex Brice Hortefeux“, 
nach dem Namen des Amtsinhabers, der 
das im Mai 2007 unter Präsident Nicolas 
Sarkozy neu eingerichtete „Ministerium 
für Zuwanderung und nationale Identität“ 
besetzt. Er hatte die Vorlage für die Annah- 
me durch die Parlamentarier, immerhin 
die vierte Neufassung (und Verschärfung) 
der Ausländergesetzgebung innerhalb der 
letzten vier Jahre, vorbereitet. Der offiziel- 
le Titel lautet „Gesetz zur Beherrschung 
der Einwanderung (maitrise de l’immigra- 
tion), zur Integration und zum Asylrecht“. 
(Vgl. den Originaltext des Gesetzeswerks 
hier: http://droitdesetrangers.blogspot.com 
/2007/10/loi-relative-la-matrise-de-limmi- 
gration.html. 

Diese Publikation unterscheidet in dem 
Flickwerk des neuen Gesetzes zwischen 
den Artikeln, die durch die Nationalver- 
sammlung, und jenen, die durch den Senat 
bzw. im Anschluss an ihn durch den Ver- 
mittlungsausschuss zwischen den beiden 
Parlamentskammerneingefügt worden 
sind. Aus einer Vorlage mit knapp 20 Arti- 


Frankreich: Neues von der 
‚Loi Hortefeux’ 


keln wurde so ein Patchwork mit nunmehr 
65 Artikeln.) 

Kippen dürfte aller Voraussicht nach vor 
allem die Passage des Gesetzeswerks, wel- 
che die Gentests für Visumsbewerber/in- 
nen im Rahmen der Familienzusammen- 
führung für Einwanderer erlauben. (Arti- 
kel 13) Dieser Passus hatte den Anlass zu 
einer enormen Polemik in der französi- 
schen Öffentlichkeit gegeben, bis hinein in 
das konservative Regierungslager, das sich 
in dieser Frage kurzzeitig gespalten zeigte. 
Der Fraktionsvorsitzende des PS, Jean- 
Marc Ayrault, erklärte vergangene Woche, 
seine Abgeordneten würden vor dem C.C. 
für die richterliche Zensur dieses Artikels 
plädieren, da er „Kriterien genetischer 
‚Blutsabstammung‘ in unsere Rechtsord- 
nung einführt“, wo es keinen Platz dafür 
gebe, da die Familie dort bisher auch jen- 
seits „biologischer Realitäten“ durch den 
rechtlichen Anschein und also — dahinter 
stehend — durch den Willen zum Zusam- 
menleben definiert werde. Bemerkenswert 
ist unterdessen, welch massive Kontrover- 
se diese Einführung von DNA-Untersu- 
chungen in Frankreich hervorgerufen hat, 
während dieselbe Praxis in Deutschland 
kaum Gegenstand eines öffentlichen 
Streits zu werden scheint. (Vgl. den neues- 
ten Artikel zum Thema: http://www.der- 
westen.de/nachrichten/politik/2007/11/12/ 
news-4123483/detail.html) 


„Legalisierung“ von Arbeitskräften 


Die Grundphilosophie des Gesetzentwurfs 
besteht letztendlich einfach darin, dass aus 
Sicht der Regierung „zu viele Einwande- 
rer“ aufgrund von Familienbeziehungen 
(und unter Geltendmachung eines durch 
nationale Gesetze und internationale Ab- 
kommen garantierten Rechts) nach Frank- 
reich kommen — und „zu wenige“, weil sie 
berufliche Qualifikationen mitbringen, die 
Frankreich speziell interessieren. Erklärte 
Absicht der Regierung ist es, die Propor- 
tionen zwischen beiden umzukehren. 

Neu ist, dass auch aus wirtschaftlichen 
Gründen, konkret zum Zweck einer Ar- 
beitsaufnahme ODER (de facto) zum Wei- 
terbesetzen eines bereits in Frankreich ein- 
genommenen Arbeitsplatzes, künftig „Le- 
galisierungen“ von illegalisierten Einwan- 
derer vorgenommen werden können. So 
sieht es ein in letzter Minute in das Gesetz 
aufgenommener Zusatzantrag aus dem 
Parlament vor, der nunmehr zum Artikel 
40 des Gesamtpakets geworden ist. Ein 
Artikel, der ganz den Anschein einer rein 
technischen Bestimmung hat, und den 
man nur durch die Lektüre anderer Artikel 
des CESEDA oder „Gesetzbuchs zur Ein- 
reise und zum Aufenthalt von Ausländern 
und zum Asylrecht“ — auf die er verweist — 
überhaupt versteht. Einen Artikel, der 


möglicherweise weitreichende Konse- 
quenzen hat, hat das konservative Regie- 
rungslager auf diese Weise im neuen Ge- 
setzespaket „gut versteckt“. Allerdings hat 
die liberale Pariser Abendzeitung ‚Le 
Monde‘ vor nunmehr drei Wochen ihren 
Aufmacher auf der Seite Eins dieser neuen 
Bestimmung gewidmet, und sie dadurch 
ans Licht der Öffentlichkeit befördert. 

Bislang wurde eine solche Möglichkeit 
der „Legalisierung“ aufgrund lohnabhän- 
giger Erwerbstätigkeit in Frankreich durch 
die herrschende Logik strikt ausgeschlos- 
sen: „Legalisierungs“chancen gab es nur 
aus humanitären Motiven (selten), bei 
schwerer Krankheit, und insbesondere aus 
familiären Gründen. (Was daraus resultier- 
te, dass von 1974 bis 2006 in Frankreich 
das politische Dogma galt, dass es keiner- 
lei Neuimmigration zu Arbeitszwecken 
geben dürfte, dass man andererseits huma- 
nitäre Belange berücksichtigen möge. 
Dieses Paradigma ist just dabei, umge- 
dreht zu werden.) So sehr man nun einer- 
seits bei der Zuwanderung von Familien- 
mitgliedern die Schraube fest anzieht, so 
relativ pragmatisch möchte man sich doch 
auf der anderen Seite geben. 

Hatte bisher im Prinzip (faktisch: außer 
bei Mangelberufen, wie bei Informatike- 
Innen kurz vor dem Jahr 2000 und wäh- 
rend des Booms der New Economy-Blase) 
gegolten, dass keinerlei Aufenthaltserlaub- 
nis erteilt wird, falls der Bewerber sich be- 
reits „illegal“ in Frankreich aufhält, so gilt 
dieser Ausschlussgrund nun nicht länger. 
Gerechtfertigt wird dies damit, dass, 
„wenn man schon neue Arbeitskräfte im 
Ausland sucht‘ — was in bestimmten, v.a. 
hochqualifizierten Bereichen, jedoch kei- 
nesfalls bei der „fordistischen Massenar- 
beitskraft“ wie früher, seit 2006 offizielle 
Politik in Frankreich ist — „dann kann man 
sich auch unter denen umgucken, die man 
schon auf seinem Boden hat.“ Die Crux: 
Die Ausländerbehörde (Präfektur) behält 
die volle Hoheit über die Entscheidung, es 
gibt also keinerlei garantiertes Recht für 
einen in Frankreich lebenden und arbei- 
tenden, bislang „illegalen“ Zuwanderer. 
Und selbstverständlich wird in naher Zu- 
kunft eine Feinabstimmung der Ventile in 
Abhängigkeit von den Bedürfnissen, die 
die französische Wirtschaft anmelden 
wird, stattfinden. Und ferner dürfte es 
auch hauptsächlich darum gehen, das Da- 
moklesschwert — in Form des strafrechtli- 
chen Risikos der Beschäftigung „illegaler“ 
Einwanderer — vom Haupt so mancher Ar- 
beitgeber fortzunehmen. Denn bisher war 
„außergesetzliche Beschäftigung“ ein De- 
likt, das der Arbeitgeber — und ausschließ- 
lich der Arbeitgeber — beging; die betroffe- 
ne zugewanderte Person hatte zwar ihrer- 
seits ebenfalls eine Straftat („illegaler Auf- 
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enthalt‘“) begangen, konnte aber keines auf 
Arbeitsverhältnisse bezogenes Delikts 
schuldig gesprochen werden. Dies führte 
bei manchen Arbeitgebern zu Missstim- 
mungen, da sie einerseits (zumindest in 
manchen Fällen bewusst) gern von den Er- 
gebnissen der durch die Politik beschlos- 
sen „Ilegalisierung“ bestimmter Zuwan- 
derergruppen — und den dadurch geschaf- 
fenen Abhängigkeitsverhältnissen — profi- 
tierten, aber andererseits doch nicht gerne 
Geld- oder gar Haftstrafen riskieren. (Ge- 
setzliche Höchststrafe sind in diesem Falle 
45.000 Euro und/oder drei Jahre Haft, 
wenngleich Letztere weitgehend theore- 


Am 9.11.2007 ist in Mannheim 
‚ viel los: Bußgottesdienst wegen 
- der Reichspogromnacht, anschlie- 
ßend Kundgebung zur Erinnerung an die 
Deportation von Kindern und erwachsenen 
Juden und Sinti/Roma in die nationalsozia- 
listischen Vernichtungslager, abends eine 
Kulturveranstaltung zum Thema „Die 
Würde des Menschen ist ein Konjunktiv“. 

Man kann sich aber auch im Hotel Park 
Inn am Friedensplatz 1 um 10, um 12, um 
14 oder um 16 Uhr für den Eintritt in den 
Irakkrieg auf amerikanischer Seite ent- 
scheiden, vorausgesetzt man ist männ- 
lich/weiblich, jung oder alt (diese Kriterien 
werden wahrscheinlich wegen des Allge- 
meinen Gleichstellungsgesetzes genannt). 
Wichtiger sind Sprach- und ein paar sons- 
tige Kenntnisse und Eigenschaften: Gut 
deutsch und ein bisschen englisch spre- 
chen: 90 EUR pro Tag; Englisch als Mut- 
tersprache und Übersetzertalent: 90 EUR 
pro Tag; Gute Fahrer-Fähigkeiten und 
stressresistent: 90 EUR pro Tag; Iraker 
sein oder arabisch oder kurdisch sprechen: 
100 EUR pro Tag; Fließend Englisch und 
Deutsch und gute Führungseigenschaften: 
120 EUR pro Tag. Hin- und Rückfahrt frei, 
Unterkunft und Verpflegung ebenfalls. Wo 
und Wie das Ganze? Und Krieg? 

Die abgebildete Anzeige aus dem 
Mannheimer Morgen mutet einen wie Sa- 
tire an. Es ist aber die Realität des Irak- 
Krieges und seiner zahlreichen Vorfeld- 
Abläufe und Aktivitäten der US-Army zu 
Luft und Land der Bundesrepublik. 

Die US Streitkräfte suchen seit Jahren 
regelmäßig Menschen arabischer Her- 
kunft, die als „Statisten‘“ auf dem zweit- 
größten US-Stützpunkt in der BRD in Ho- 
henfels/Oberpfalz im „Hohenfels Combat 
Maneuver Training Center“ drei Wochen 
Tag und Nacht für Trainingseinsätze frisch 
rekrutierter GlIs agieren. Das Interesse an 
kurdischen Sprachkenntnissen ist gegen- 
über früheren Anzeigen neu hinzugekom- 
men. Die Rekrutierung hat das US-Militär 
„outgesourced“. Es hat die Firma „DSS 
Detektei Service und Sicherheit“ aus Ros- 
tock beauftragt. Aus der Rekrutierung wird 
ein „Casting“. 

„Die Araber werden in zehn künstlichen 
Dörfern als Iraker verkleidet ihre Rollen 
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tisch bleibt.) Ein klassischer Fall von Wi- 
dersprüchen zwischen Einzelkapitalisten, 
und dem Staat als ideellem-Gesamtkapita- 
listen-und-Gendarmen-des-Kapitalis- 
mus... Nunmehr kann also der Arbeitge- 
ber, denn auf seine Unterstützung für das 
Dossier des Zuwanderers wird es ankom- 
men, die „Legalisierung“ mancher seiner 
Arbeitskräfte fordern. Beispielsweise 
dann, wenn der Boden brenzlig unter den 
Füßen für ihn werden sollte... 

Sofern jedoch eine bestimmte (größe- 
re?) Anzahl von bisherigen ‚Sans papiers’ 
oder illegalisierten Zuwanderern gleich- 
zeitig von der Neuregelung profitieren 


können, um aus der „Illegalität“ und damit 
auch manifesten Prekarität ihrer Lebens- 
verhältnisse heraus zu kommen -— UMSO 
BESSER! Nur sollte man die Gesamtphi- 
losophie des neuen Gesetzeswerks darü- 
ber mal nicht aus den Augen verlieren... 
Eine Fortsetzung folgt in der kommen- 
den Ausgabe der AN, mit einer Analyse 
der programmatischen Grundsatzrede des 
sinistren „Ministers für Zuwanderung und 
nationale Identität“ Brice Hortefeux vom 
7. November. Diese Ansprache enthält 
auch einige wichtige Auslassungen zum 
Thema Arbeitsmarkt & Immigration. 
Bernhard Schmid, Paris 


Bewohnerlnnen der Kurpfalz 
für Irak-Kriegstraining gesucht 


als Dorfbewohner spielen. Die Soldaten 
müssen durch das Dorf patrouillieren und 
zum Beispiel Durchsuchungen üben. Eine 
Massendemonstration soll nachgespielt 
werden, auch Angriffe auf die Soldaten. 
‚Es kann schon mal knallen‘, sagt Kleine 
(von DSS; Verf.). Blendgranaten, Rauch- 
bomben, so etwas. Razzia in 
der Nacht“, berichtet die SZ 
am 15.2.07. Zuvor schon hat- 
te www.spiegel. de (9.2.07) 
über solche Rekrutierungs- 
maßnahmen und die Einsätze | m“ 
auf dem Truppenübungsplatz |Hurs 
berichtet. En 
„Durch ein groß angeleg- Be 
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lerdings als vollständiger Flop. Dennoch 
wird weitergemacht. Laut Spiegel werden 
jeweils 500 Statisten und Betreuer ge- 
sucht. Es sei nicht leicht, so viele zu fin- 
den; das Ressentiment gegen die USA sei 
doch ziemlich groß in der Zielgruppe. 

Jetzt scheint wieder ein Trainingsein- 
satz für frisches unerfahrenes US- 
Blut anzustehen. Denn die „Cast- 
ings“ finden laut der beauftragten 
Firma vom 5. bis 19.11. in Bo- 
chum, Bonn, Frankfurt, Mann- 
heim, Nürnberg, Leipzig, Berlin, 
Rostock, Amsterdam, Rotterdam, 
und Regensburg statt. 

Man unterstützt übrigens auch 


nen Job fir San 


tes Rollenspiel sollen sie mit 
arabisch/irakischen/ afghani- 
schen Traditionen, Gepflo- 
genheiten und Gewohnheiten 
vertraut gemacht werden“, 
beschreibt DSS die Aufgabe. 
„So sollen unbeabsichtigte 
Fehler im Umgang mit der 
Bevölkerung vermieden wer- 
den, die von den Terroristen 
benutzt werden, um die Be- 3.11.07 
völkerung gegen die Amerikaner anzustif- 
ten. Damit wollen die Terroristen die ame- 
rikanischen Bemühung torpedieren, die 
Sicherheitslage zu verbessern. Um ein rea- 
listisches Szenario zu entwerfen, werden 
Statisten gesucht. Sie werden z.B. als Ver- 
käufer, Cafebesitzer, Handwerker oder 
Teilnehmer einer Demonstration etc. ein- 
gesetzt, um die nachgebauten, irakischen 
Dörfer mit Leben zu füllen. Die Rollen 
können während der Zeit, abhängig von 
einzelnen Szenarien, variieren.“ 
(http://www.firma-dss.de/icotb%20lrak. 
htm). 

Man fragt sich, welche Spezialisten an- 
geheuert werden, um die allgegenwärtigen 
„Terroristen“ zu spielen. Vermutlich rück- 
kehrende US-Soldaten, die ja als Staatster- 
roristen genug Erfahrung haben. Betrach- 
tet man die „Sicherheitslage“ im Irak, so 
erweisen sich diese Trainingseinheiten al- 
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Mannheimer Morgen, 


Trainings der US Army für Af- 
ghanistan und für NATO/KFOR 
“=|im Kosovo: „Die Teilnehmer 
spielen kleine Statistenrollen wie 
z. Bsp. den Bürgermeister eines 
Dorfes im Kosovo, der von Zeit 
zu Zeit mit Comandern der US 
Army verhandeln muss.“ Die Fir- 
ma DSS spricht von 7 „Veranstal- 

tungen“ pro Jahr, für die man 

sich melden kann. Die Firma 
verweist ansonsten bei ihren Referenzen 
auf Dienstleistungen bei Karnevalsveran- 
staltungen, bei der Fußball WM 2006, als 
Hausdetektiv bei Rossmann und als Büh- 
nenbauer für die Rolling Stones. Also ein 
ganz normales Wirtschaftsunternehmen 
im riesigen Tross der Army... 

Von Ramstein über Mannheim bis Ho- 
henfels/Oberpfalz: Die BRD ist die „ver- 
längerte Schlachtbank“ des Irakkrieges, an 
dem sich die Bundesregierung angeblich 
nicht beteiligt. Ehrlicher geht es im Koso- 
vo und in Afghanistan zu. Da steht die 
Bundesregierung zu ihrem Kriegsengage- 
ment. — Wo übrigens werden wohl die für 
die Auslandseinsätze vorgesehenen Bun- 
deswehrsoldaten jeweils „interkulturell“ 
geschult? Oder hat man inzwischen genü- 
gend Rekruten „mit Migrationshinter- 
grund“? tht, (Recherche O.R., 
Friedensplenum Mannheim) 


! neuerscheinungen, ankündigungen 


Lebensunwert? - 
Lesenswert! Aufwühlend! 


Über Zwangspsychiatrisierung und 
Zwansgssterilisation 


Paul Wulf und Paul Brune — beide wur- 
den aus rassistischen Gründen im „Drit- 
ten Reich“ verfolgt, zwangspsychiatri- 
siert, zwangssterilisiert und für „lebens- 
unwert“ erklärt. Beide haben es sich spä- 
ter zur Aufgabe gemacht, darüber aufzu- 
klären und gleichzeitig um ihre Rehabili- 
tierung zu kämpfen. 

Von beiden handelt dieses Buch: Von 
ihrer Verfolgung, von den Kontinuitäten 
nach 45 und ihrem sehr langen Kampf 
um Rehabilitierung. Es soll keine wis- 
senschaftliche Abhandlung sein, sondern 
„auch etwas von dem Widerstand gegen- 
über vorherrschenden Meinungen und 
Vorurteilen vermitteln“, so Robert Krieg 
im Vorwort. 

Zunächst kommt Paul Wulf selbst zu 
Wort und beschreibt die Geschichte sei- 
ner Verfolgung, anschließend beschreibt 
Robert Krieg Wulfs langen unermüdli- 
chen Weg seiner Versuche, eine Rehabili- 
tierung in den 50er und 60er Jahren zu 
erkämpfen. 350.000 Menschen wurden 
Opfer der rassistischen Zwangssterilisa- 
tion des Naziregimes, Paul Wulf war nur 
einer von ihnen. 

An seinem Beispiel wird aber die Ge- 
schichte der Nichtanerkennung der 
Zwangssterilisierten als Opfer des Natio- 
nalsozialismus durch bundesdeutsche 
Gerichte deutlich. Zunächst wird ihm 
eine „nicht vorhersehbare günstige Spät- 
entwicklung“ zugestanden — die damali- 
ge Diagnose könne aber nicht angezwei- 
felt werden (1950). Später wird abermals 
das „Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses“ als „in gesetzmäßiger 
Form zustande gekommen und [noch] 
gültiges Recht“ dargestellt (OLG Hamm, 
1954; man erinnere sich an den jüngst 


verstorbenen Nazi-Marine-Richter und 
späteren Ministerpräsidenten Filbinger: 
„Was damals Recht war, kann heute kein 
Unrecht sein!“). Paul Wulf (F 1999) 
konnte nie seine Ansprüche geltend ma- 
chen, aber durch seine Recherchen, die 
er durchführte, um seine Rehabilitation 
weiter zutreiben, traten die Kontinuitäten 
zu Tage: Die Verantwortlichen „Erbge- 
sundheitler‘“ machten wieder Karriere in 
der bundesdeutschen Justiz und Psychia- 
trie. 

Auch Paul Brune wurde zwangspsy- 
chiatrisiert: Als uneheliches Kind einer 
Mutter, die nach einem Selbstmordver- 
such von ihren Verwandten für geistesge- 
stört erklärt wurde. Das war Grund ge- 
nug, ihn in die Mühlen der NS-Psychia- 
trie geraten zu lassen. Nur seine schuli- 
schen Leistungen haben ihn wohl vor der 
Vernichtung gerettet. Er wurde bis in die 
50er Jahre psychiatrisiert und einge- 
sperrt. Später absolvierte er erfolgreich 
ein Germanistikstudium, konnte aber sei- 
nen Beruf als Lehrer nie ausüben. Die 
NS-Akten, die ihn als „asozialen Psycho- 
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pathen“ einordneten, waren auch in der 
BRD noch Grundlage für diese Entschei- 
dung. Erst 2003 wurde er als einer der 
wenigen durch den Landtag NRW als 
Verfolgter des Nazi-Regimes anerkannt. 

Abgerundet wird das Buch durch Ge- 
dichte und Texte von Paul Wulf, Berich- 
ten von seinen Freunden und Reproduk- 
tionen der vielen Ausstellungstafeln, die 
Paul Wulf zum Thema erstellt hatte und 
mit denen er in Münster aufklärende In- 
fostände gestaltete. 

Nicht zu vergessen sei auch der Arti- 
kel zu Otmar von Verschuer, Lehrer von 
bekanntem Dr. Mengele. Von Verschuer 
machte auch nach 1945 eine Bilderbuch- 
karriere an der medizinischen Fakultät in 
Münster - vor den Augen von Paul Wulf. 

Einfach informativ, aufwühlend und 
absolut lesenswert. 

Jan Große Nobis I 


Freundeskreis Paul Wulf; VVN BdA, 
Münster (Hg.) Lebensunwert? Paul 
Wulf und Paul Brune - NS-Psychia- 
trie, Zwangssterilisierung und Wider- 
stand, 208 Seiten, 14,90 EUR ISBN 
978-3-939045-05-2, Verlag Graswur- 
zelrevolution, http://www.graswur- 
zel.net/verlag/lebensunwert.shtml 
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Iniormalionen 


Studienkreis: Deutscher Widerstand, Rossenstraße 9. 99929 Frankfur/Main 
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n der neuesten Ausgabe der „informa- 

tionen“ des Studienkreis Deutscher Wi- 
derstand wird das System der Konzentra- 
tionslager unter verschiedenen, oft wenig 
erforschten Aspekten thematisiert. So hat 
Nicole Warmboldt z.B. über die „Lager- 
sprache“ in den Kozentrationslagern 
Schsenhausen, Dachau und Buchenwald 
geforscht und stellt die Ergebnisse vor. 


Bestellungen über Studienkreis Deut- 
scher Widerstand 1933-1945 e.V. 
Rossertstr. 9, 60323 Frankfurt/Main, 
Einzelheft 5,50 Euro, im Abonnement 
11 Euro. Das Heft erscheint zweimal 
jährlich. Internet: www.studienkreis- 
widerstand-1933-45.de 
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JF hetzt gegen Kommunal- 
wahlrecht 


Junge Freiheit, Nr. 45, 2.11.2007 
Gegen die Gesetzentwürfe von der LIN- 
KEN und den Grünen für ein kommuna- 
les Wahlrecht für Migranten aus Nicht- 
EU-Staaten hetzt das Blatt, z.B. in der 
Bildunterschrift: „Türkischstämmige 
Wähler in Berlin: In manchen Kommu- 
nen würden die Verhältnisse umgekrem- 
pelt.‘“ Von Demokratie hat das Blatt noch 
nichts gehört und sucht den Schulter- 
schluss mit der CDU: „Damit haben die 
Initiativen derzeit keine Aussicht auf 
Verwirklichung. Immerhin müssten einer 
notwendigen Grundgesetzänderung zwei 
Drittel der Mitglieder des Bundestages 
und zwei Drittel der Stimmen des Bun- 
desrates zustimmen. Eine solche Mehr- 
heit ist derzeit nicht absehbar. 

In Deutschland würde ein 
Ausländerwahlrecht bei Kom- 
munalwahlen rund 4,6 Millio- 
nen neue Wahlberechtigte be- 
deuten. Betroffen sind vor al- 
lem Türken ...“ 


Schill-Partei löst sich 
auf 


Junge Freiheit, Nr. 45, 2.11.2007 
Die Auflösung der Schill-Par- 
tei, die das Blatt immer hofiert 
hatte, bewertet Peter Freitag Es le 
wie folgt: „Spätestens die 
Bundestagswahl 2002 mit ei- 
nem Ergebnis von lediglich 
0,8 Prozent hatte gezeigt, ‚dass es offen- 
bar unvereinbar bleibt, einerseits Erfolg 
zu haben, regieren zu müssen und gleich- 
zeitig Protestpartei zu bleiben‘, wie Par- 
teienforscher Alemann in einer Betrach- 
tung der Schill-Partei bemerkte ... 


De u tschland!! Plakate und ist 


Anderseits bewiesen die Spannungen 
im Senat, die dem Scheitern der Ham- 
burger Koalition im Jahr 2003 vorausgin- 
gen, dass der Neuling Schill dem Routi- 
nier Ole von Beust (CDU) in Sachen des 
politischen Instinkts hoffnungslos unter- 
legen war. Jetzt zogen sich die etablier- 
ten Unterstützer zurück, und die Bericht- 
erstattung der Medien wandelte sich end- 
gültig: Wurde Ronald Schill am Beginn 
seiner Karriere von Bild und Hamburger 
Abendblatt als Politiker überhaupt erst 
bekannt gemacht, so läuteten deren 
Schlagzeilen auch sein Ende ein.“ 


Widerlich: JF wirbt mit von 
Stauffenberg 


Junge Freiheit, Nr. 46, 9.11.2007 
Sicher war Graf von Stauffenberg ein 
Deutschnationaler, aber was die Junge 
Freiheit mit dem 
mutigen Hitler-At- 
tentäter macht, ist 
schon widerlich: 
Über zwei Seiten 
drucken sie ein 
Poster (siehe 
Bild), und wer 
will, kann sich 
für einige Euros 
das auch als Al 
Plakat bestel- 
len. Das Plakat 
ist in braun ge- 
halten und erin- 
nert an Nazi- 


mit dem Spruch 
von Stauffenberg „Es lebe das heilige 
Deutschland“ versehen. Das Blatt be- 
nutzt Stauffenberg, um seinen braunen 
Dreck zu schmeißen und den Antifa- 
schismus zu diskreditieren. Herausgeber 
Dieter Stein schreibt: „Der Ruf ist eine 
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„Wiese Inak? Die sind schon bei uns in der Sıraße” 


Zumutung für eine Gesellschaft, in deren 
Eliten es zum guten Ton gehört, aus- 
drücklich zu erklären, man sei nicht stolz 
auf die eigene Nation. 

Wir haben zur Erinnern an Stauffen- 
berg ein Plakat gedruckt ... Es gehört in 
jedes Jugendzimmer. Neben dem Ausruf 
Stauffenbergs enthält es den kaum be- 
kannten Eid der Erhebung, der ein un- 
sterbliches Zeugnis deutschen National- 
gefühls ist, das die Widerstandskämpfer 
bei ihrer Tat antrieb. Wir verneigen uns 
vor einem Großen.“ 


Bürgerkrieg zwischen 
Kurden und Türken von 


Rechten erhofft 

Junge Freiheit, Nr. 46, 9.11.2007 
Mit einer Karikatur (siehe Bild) und ei- 
nem großen Artikel „Kalter Bürgerkrieg 
auf Deutschlands Straßen“ macht das 
Blatt Stimmung gegen Türken und Kur- 
den. Dabei entwickelt das Blatt ein Sze- 
nario des Bürgerkrieges und zieht alle 
möglichen Kräfte da rein: „Das PKK 
Verbot sei ‚wirkungslos‘, beklagt der 
grüne Europa-Abgeordnete Cem Özde- 
mir.“ Oder in einer Bildunterschrift: 
„Kurdische Demonstration in Berlin: Ra- 
dikale Einpeitscher bewegen sich wie Fi- 
sche im Wasser.“ Zusammenfassend 


Pr 


meint das Blatt und stützt sich dabei auf 
den von ihm oft verschmähten Verfas- 
sungsschutz: „Für den Fall eines türki- 
schen Einmarsches im Nordirak befürch- 
tet der Verfassungsschutz einen ‚Stellver- 
treterkrieg‘ in Deutschland. Der Polizei 
bliebe dann wenig mehr, als mit massi- 
vem Kräfteeinsatz die Symptome dieser 
hochexplosiven Lage zu bekämpfen.“ 
jJöd 


Die von der VVN-BdA initiierte Unterschriften- 
sammlung für ein Verbot der NPD ging jetzt 
zu Ende. Das Ergebnis am Stichtag: 
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